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Die Bonner Koalition ist geplatzt. Die Regierungsparteien haben sich über
die Form, wie der Bundeshaushalt mit seinem katastrophalen Defizit auf

Kosten der arbeitenden Menschen balanciert werden kann, nicht einigen kön-
nen. Nur wer die Dinge oberflächlich sieht, kann der Meinung sein, es handle
sich in Bonn allein um Schwierigkeiten bei der Verabschiedung des Bundes-
haushaltes 1967. Tatsächlich zeigt die Dauerkrise der Bundesregierung, daß die
bisherige Politik der CDU/CSU gescheitert, daß sie mit ihrer Außen- und Wirt-
schaftspolitik und vornehmlich ihrer Rüslungspolitik am Ende ist. Die Legende
von dem Wirtschaftswunder des Herrn Erhard ist zerstört, und zum ersten
Male seit Bestehen der Bundesrepublik müssen in diesem Winter viele tausend
Arbeitnehmer um ihren Arbeitsplatz fürchten. Außenpolitisch ist die Bundes-
republik fast völlig isoliert, und selbst für die besten „Freunde" dient sie zu
nichts anderem mehr als zum willigen
leistungen nicht mehr verpflichtet ist.

Neuwahlen
und
neue Politik

Devisenlieieranlen, dem man zu Gegen-

Die Konsequenz wäre nun, daß die
Verantwortlichen für diese Politik den
politischen Konkurs anmelden und den
Platz räumen würden. Statt dessen
versucht der Bundeskanzler, mit groß-
sprecherischen Reden seine Unfähig-
keit und Hilflosigkeit zu verbergen,
und seine Partei, die der Öffentlichkeit
das Bild eines mit infamen Intrigen
sich gegenseitig bekämpfenden Hau-
fens darbietet, hat noch den Mut, sich
auf das Mandat des Volkes zu be-
rufen.

Dieses Mandat aber hat sich die CDU/
CSU erschlichen. Die Regierungspar-

tei versprach dem Wahlvolk Sicherheit und Stabilität und hat nichts anderes zu
bieten als Währungsverfall, Milliardenschulden und wirtschaftliche Unsicher-
heit. Es ist ein Zeichen von skrupellosem Machtwillen, das mit falschen Ver-
sprechungen erworbene Mandat dem Volke nicht zurückzugeben, um den Wäh-
ler über eine neue Politik in der Bundesrepublik entscheiden zu lassen.
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Ein „Persil-Buch”

In einer Dokumentation hat das Bun-
desinnenministerium die aus Kreisen
ehemaliger Naziverfolgter erhobenen
Vorwürfe gegen den Bundespräsiden-
ten, Heinrich Lübke, zurückgewiesen.
Bekanntlich wird dem Bundespräsi-
denten vorgeworfen, er sei in den
Jahren 1933 bis 1935 wegen schwerer
Vermögensdelikte und nicht aus poli-
tischen Gründen inhaftiert gewesen
und ferner, er habe während der Hit-
ler-Diktatur an der Planung und am
Bau von Konzentrationslagern mitge-
wirkt.

Die Situation in Bonn hat eine verteufelte Ähnlichkeit mit jener, die das Ende
der Weimarer Republik einleitete. Damals regierte der Reichskanzler Brüning
mit einem Minderheitenkabinett und mit Hilfe von Notstandsgesetzen. Die
Minderheitsregierung haben wir schon, und die Notslandsgesetzgebung soll
schnellstens komplettiert werden.

Die politische Krise in Bonn ist das Resultat der Politik der CDU/CSU und
ihres politischen Anhängsels, der FDP, die von Beginn an gegen die wirklichen
Interessen des Volkes gerichtet war. Die Mißachtung demokratischer Grund-
sätze und die einseitige Bevorzugung einer dünnen Schicht des Großbürgertums
war das Leitbild dieser Politik mit christlicher Tarnung. Die Bundesrepublik
braucht darum nicht nur einen neuen Kanzler, die Bundesrepublik braucht eine
neue Politik, die nach außen Sicherheit durch Entspannung und Rüstungsabbau
und nach innen die Festigung der Demokratie durch wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Gleichberechtigung für die arbeitenden Menschen unseres Volkes zur
Grundlage macht. sr

In der Dokumentation, die den Steuer-
zahler rund fünf Millionen DM kosten
soll, heißt es u .a., es sei dem Staats-
oberhaupt nicht angemessen, gegen
die Verbreitung dieser zweifellos pein-
lichen Behauptungen gerichtlich vor-
zugehen.

Bundesinnenminister Lücke hat im Zu-
sammenhang mit diesem „Persil-Buch"
von einer Parallele der Rufmordaktion
gegen Friedrich Ebert gesprochen. —
Hier irrt Herr Lücke: Eigentumsdelikte
konnten dem ersten Präsidenten der
Weimarer Republik niemals vorge-
worfen werden. okolus
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Notstand der Demokratie ausgerufen

Machtvolle Demonstration der Notstandsgegner

Der aktive Kampf gegen Notstandsverfassung beginnt

Rund 25 000 Menschen auf dem Römerberg in Frankfurt: Das war die Mobilisie-
rung der demokratischen Kräfte in der Bundesrepublik zum Kampf gegen Not-
standsverfassung und Notstandsgesetze. Es war die Antwort auf die makabre
Kriegs- und Notstandsspielerei hinter den verschlossenen Eisentüren eines
Bunkers unter dem Namen „Fallex 66". Aufgerufen zu dieser eindrucksvollen
Kundgebung hatte das Kuratorium „Notstand der Demokratie", ein Gremium, in
dem sich hervorragende Wissenschaftler, Studenten und Gewerkschafter ver-
einigten als Vertreter der Arbeiterschaft und der Intelligenz. Immer wieder
vom Beifall der Massen unterbrochen, sprachen der Philosoph Prof. Ernst Bloch,
der Staatsrechtler Prof. Ridder, der Schriftsteller Magnus Enzensberger und der
Gewerkschafter Georg Benz.

Warnend rief Prof. Ernst Bloch den
Untergang der Weimarer Republik
den Zuhörern ins Gedächtnis und er-
klärte unter stürmischem Beifall der
Menge: „Die Spuren der Vergangen-
heit schrecken, wir wollen uns von
ihnen endlich auischrecken lassen. Die
alten Herren haben mit dem Artikel 48
der Weimarer Republik bereits die
Vergangenheit verspielt, die neuen
Herren sollen mit ihrem Notstands-
recht nicht auch unsere Zukunft ver-
spielen.“

In seiner mit starker Ironie gewürz-
ten Rede sagte Magnus Enzensberger,
daß in der Bundesrepublik die schwäch-
sten Köpfe der Nation wieder nach
starken Männern rufen. In Bonn sitze
nichts weiter als eine Schar trauriger
Grossisten, die Konkurs gemacht hät-
ten und zu feige seien, ihren Konkurs
anzumelden.

In einem sehr eindrucksvollen Referat
legte Prof. Ridder die Aufgaben dar,
die sich der Kongreß „Notstand der
Demokratie“ gestellt habe. Das we-
sentliche sei, sich dafür einzusetzen,
daß eine grundlegende Alternative zur
Politik der Bundesregierung entwickelt
werde.

Die Hauptgefahr bei den Not-
standsplänen der Bundesregierung
sieht Prof. Ridder in der zu jeder
Zeit möglichen Anwendbarkeit der
in diesen Gesetzen grenzenlosen
Vollmachten für die Exekutive.
Das Ende sei eine abenteuerliche
Verschwörung zur Beseitigung von
Rechtsstaat und Demokratie. Die
Notstandsgesetze hätten nichts mit
Sicherheit zu tun, sondern seien
der Versuch, das augenblickliche
politische System in der Bundes-
republik um jeden Preis zu erhal-
ten, nachdem seine Außen- und
Deutschlandpolitik gescheitert und
der innenpolitische Verfall sich
von Tag zu Tag beschleunige.

Der Gewerkschafter Georg Benz legte
zum Schluß die Gründe dar, die die
sechs Gewerkschaften, nämlich die IG
Metall, die IG Chemie-Papier-Keramik,
die IG Druck und Papier, die Gewerk-
schaft Holz, die Gewerkschaft Leder
und die Gewerkschaft HBV, veranlaßt 

hatten, sich an diesem Kongreß zu
beteiligen. Er machte klar, daß die
Notstandsgesetze im Zusammenhang
mit den Plänen derCDU/CSU und des
Bundeskanzlers Erhard zur Einrich-
tung der „formierten Gesellschaft" ge-
sehen werden müßten, einer Gesell-
schaft, in der die Rechte der Gewerk-
schaften unterdrückt und Freiheit und
Demokratie aufgehoben werden soll-
ten.

Mit Bedauern stellte er unter den
Mißfallenskundgebungen der Kund-
gebungsteilnehmer fest, daß sich der
DGB-Bundesvorstand von dem Kon-
greß distanziert habe. Er, so sagte
Benz wörtlich, würde gerne auf seinen
Platz auf der Rednertribüne zugun-
sten Ludwig Rosenbergs verzichtet
haben. Er rief die Gewerkschaftskolle-
gen auf, an dem Bündnis zwischen
Arbeitern und Professoren festzuhal-
len, und forderte Aktionen der Ge-
werkschaften gemäß den Beschlüssen
der DGB-Kongresse in Hannover und
Berlin gegen Notstandsverfassung und
Notstandsgesetze.

Ein Beweis für die Gründlichkeit, mit
der das Kuratorium die Auseinander-
setzung mit den Nolstandsplanern
führte, war die Tatsache, daß sich
die Veranstaltung nicht in der Groß-
kundgebung auf dem Römer erschöpf-
te, sondern am Vormittag in sechs
Arbeitstagungen die verschiedenen
Aspekte der Notstandsgesetze disku-
tiert wurden. Wie groß das Bedürfnis
nach Orientierung über die Konse-
quenzen der Notstandsgesetzgebung
für die staatsbürgerlichen Freiheiten
und die Existenz freier Gewerkschaf-
ten war, ließen die Teilnehmerzahlen
erkennen. Alle Säle, in denen die
Aussprachen stattfanden, waren über-
füllt.

Besonderes Interesse bei den Gewerk-
schaftern fand das Forum IV, in dem
„Notstandsplanung — Wirtschaft —
Arbeitnehmerschaft" zur Diskussion
gestellt wurden. Prof. Dr. Werner Hof-
mann, dem das Hauptreferat übertra-
gen war, ging bei der Behandlung sei-
nes Themas von den ökonomischen
und gesellschaftlichen Verhältnissen
in der Bundesrepublik aus, in deren
Zusammenhang die Notstandsgesetze 

gesehen werden müssen. In dei Bun-
desrepublik sei von einer Herrschaft
der Verbände gesprochen worden,
aber genauer müsse es heißen, einer
Herrschaft der Unternehmerverbände.
Der Staat und seine Einrichtungen
seien in der Hand der Banken- und
Industriekonzerne.

Es sei nicht von der Hand zu weisen,
daß das Drängen der herrschenden
Kreise nach Notstandsgesetzen nicht
aus der außenpolitischen Situation
allein zu erklären sei, sagte Prof. Hof-
mann, sondern daß die Notslandspla-
nung ihre innenpolitischen Gründe
habe, nämlich die Sicherung der Herr-
schaft der regierenden Kräfte in der
Bundesrepublik. Notstandsgesetze ent-
sprängen gewissermaßen der Angst
vor dem eigenen Volk.

In dieser Beziehung sei es wichtig,
zu erkennen, daß sich die Notstands-
gesetze besonders gegen die Ge-
werkschaften richteten. Für das
nächste Frühjahr seien beispiels-
weise harte Lohnkämpfe voraus-
gesagt und es gebe gar keinen
Zweifel angesichts der verschiede-
nen in der Bundesrepublik statt-
gefundenen Übungen, daß man bei
Lohnkämpfen und Streiks Polizei
einzusetzen bereit sei.

Die Notstandsgesetze, stellte Prof.
Hofmann weiter fest, hätten gesell-
schaftlichen Charakter, sie bedeuteten
eine Militarisierung des öffentlichen
Lebens. Das neutrale Verhallen eini-
ger Gewerkschaften und Gewerkschaf-
ter in der Bundesrepublik zu den Not-
standsgesetzen, „so lange nicht der
Streik verboten wird", ginge von fal-
schen Voraussetzungen aus: Den Streik
zu verbieten sei schon nicht mehr
nötig, denn die bisher vom Bundestag
verabschiedeten Notstandsgesetze bö-
ten ausreichende Möglichkeiten, Streiks
auch ohne Verbot unmöglich zu
machen.

Zum Schluß seiner Ausführungen er-
innerte Prof. Hofmann an das Wort
Hans Böcklers, daß die Gewerkschaf-
ten geschlossen jedem Angriff auf die
Demokratie enlgegenlreten würden,
und er zitierte weiter aus dem Proto-
koll des DGB-Kongresses: „Wenn die
Notstandsgesetze die Demokratie aus-
höhlen, müssen die Gewerkschaften
auf die Barrikaden." Die Kräfte der
Diktatur, so sagte der Redner, kön-
nen nicht übermütiger sein, als wir es
ihnen erlauben.

Danach sprachen unter der Diskus-
sionsleitung von Prof. Dr. Peter von
Oertzen die Forumsleilnehmer Georg
Benz von der IG Metall, Karl Küpper
von der IG Chemie, Kurl Georgi von
der Gewerkschaft Holz, Prof. Dr. Wil-
fried Goltschalch aus Berlin und Pfar-
rer Horst Symanowski. Sie beantwor-
teten zahlreiche Fragen, die schrift-
lich dem Diskussionleiter eingereicht
wurden und in denen immer wieder
die Frage aufgeworfen wurde nach
der aktiven Teilnahme des DGB-Bun-
dcsvorslandes gegen die Notstands-
gesetzgebung.
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Kurt. Georgi von der Gewerkschaft
Holz sagte zu dieser Frage, daß er die
Abstinenz des DGB bedaure; er for-
dere, daß der DGB - Bundesvorstand
und die 16 Vorsitzenden der Gewerk-
schaften sich endlich zu einer gemein-
samen Aktion zusammenfinden, und
versprach der Versammlung, im Bun-
desausschuß diese Frage zur Diskus-
sion zu stellen.

Karl Küpper von der IG Chemie be-
schäftigte sich mit der Frage, ob die
Arbeiterschaft schon im Staat inte-
griert sei, und stellte fest, daß die
Arbeiter und ihre Gewerkschaften an
den Rand des Staates gedrängt wür-
den und die Demokratie bei uns im
Formalen sleckengeblieben wäre.

Georg Benz forderte einen Platz
für die Gewerkschaften auf den
vordersten Bänken des Omnibus-
ses, der Bundesrepublik heiße, um
ins Rad greifen zu können, wenn
er in den Abgrund geführt werden
soll. Mögen die auf den hinteren
Sitzen Platz nehmen, so sagte er
in einer Anspielung auf Leber, die
von der Illusion der „Vermögens-
bildung“ träumen.

Viel Beifall erhielt Pfarrer Syma-
nowski für den Appell an seine Amts-
brüder nach einer konsequenten Ab-
lehnung der Notstandsgesetze. Zwar
sei für einen Pastor die Frage nach
der Baby-Pille wichtig, aber die Ab-
wendung der Notstandsgesetze sei
wichtiger.

Als das Forum abgeschlossen war,
blieben zwar noch viele Fragen offen,
aber es war sehr viel zur Klärung der
Probleme beigetragen worden. Die
Notwendigkeit schälte sich heraus,
daß es nicht bei diesem einen Kongreß
bleiben dürfe, sondern daß von hier
aus Impulse ausgehen müssen, um in
allen Städten und Gemeinden die For-
derungen des Kongresses zur Wir-
kung zu bringen.

Es ist absolut sicher, daß gegen die
Widerstände der breiten Masse unse-
res Volkes Notstandsgesetze und Not-
standsverfassung nicht praktiziert wer-
den können. Die Pflicht eines jeden,
das ergab sich aus allen Diskussionen
unmißverständlich, ist es, in den Ge-
werkschaften, in den Parteien und
überall da, wo Staatsbürger zusam-
menkommen, den Widerstand gegen
die Notstandsgesetze wachzurufen und
die Gefahren, die der Demokratie und
der Freiheit eines jeden von uns dro-
hen, deutlich zu machen.

In einer Schlußerklärung des Kura-
toriums „Notstand der Demokratie"
sind die Aufgaben, die vor jedem auf-
rechten Demokraten in der Bundes-
republik stehen, dargeslellt worden.
Der Kongreß „Notstand der Demo-
kratie" in Frankfurt war eine macht-
volle Manifestation des Widerstandes
gegen die Zerstörung unserer demo-
kratischen Grundordnung durch die
Notstandsgesetze. FI. S.

SCHLUSSERKLÄRUNG

des Kuratoriums Notstand der Demokratie

Ernste Gefahren bedrohen die zweite deutsche Demokratie.

Nach zahlreichen Eingriffen in die Substanz unserer Verfassung sollen nun
unter dem Vorwand der Vorsorge und unter Ausnutzung des berechtigten
Sicherheitsstrebens der Bevölkerung durch Gesetz die staatsbürgerlichen und
zivilen Freiheiten verstümmelt werden. Man will auf „legalem Wege“ ein
diktatorisches Befehlssystem vorbereiten. Eine Staatsführung, die wiederholt
ihre Mißachtung des Grundgesetzes bekundet hat, will das ganze Volk zu
einem Kartell der Angst zusammenschweißen.

Gegen die klaren Bestimmungen unseres freiheitlichen Grundgesetzes hat die
Mehrheit des Bundestages bereits Notstandsgesetze beschlossen, welche die
Masse der Bevölkerung militarisieren und schweren Lasten unterwerfen. Geheim-
gehaltene Notverordnungen sind von der Bundesregierung bereits an die Län-
der- und Gemeindebehörden verteilt worden. Während die großen Mächte sich
um Entspannung in Europa bemühen, proben Parlamentarier unseres Landes
Atomkrieg und Notstand. Den wahren Zweck der Notstandspläne hat in un-
genierter Offenheit der für den Schulz der Verfassung zuständige Bundesinnen-
minister enthüllt: Der Staat müsse für den Augenblick gerüstet werden, in dem
die „Sonne der Konjunktur“ nicht mehr scheine. Unter dem Vorwand der Vor-
bereitung auf den äußeren Notstand werden die Bedingungen der Diktatur
geschaffen.

Wir erheben Protest gegen diese Abwertung der Demokratie zur Luxusverias-
sung einer Wohlstandsgesellschaft. Artikel 79 Absatz 3 des Grundgesetzes ver-
bietet jede Verfassungsänderung, die Demokratie und Freiheit gefährdet.

Gegen die Notslandspläne der Bundesregierung rufen wir den Notstand der
Demokratie aus.

Wir fordern: Keine Verfassungsänderung! Festhalten am Grundgesetz!

Wir rufen alle demokratisch und rechtsstaatlich gesinnten Bürger der Bundes-
republik auf, die Opposition gegen die Notstandsgesetze aktiv zu unterstützen.

Es gilt, in den kommenden Wochen und Monaten die Aufklärungsarbeit zu
verstärken und den allgemeinen Widerstand gegen die Notstandsvorhaben
weithin sichtbar zu machen.

Wir fordern: Beseitigung der wirklichen Notstände in der Außen-, Wirtschafts-,
Sozial- und Bildungspolitik!

Wir fordern Presse und Rundfunk auf, eingedenk ihrer hohen öffentlichen Auf-
gabe über die Notstandsvorhaben und ihre Auswirkungen umfassend zu
berichten.

Der Kongreß Notstand der Demokratie hat die wachsenden Widerstandskräfte
aus der Wissenschaft, der Intelligenz, den Gewerkschaften und besonders der
jungen Generation ungeachtet sonstiger politischer Meinungsverschiedenheiten
zu gemeinsamem Handeln zusammengeführt.

Wir erinnern die Abgeordneten des Deutschen Bundestages daran, daß sie vor
ihren Wählern für die Wahrnehmung des ihnen anvertrauten Mandats im Geiste
des Grundgesetzes verantwortlich sind, und an das Ermächtigungsgesetz vom
März 1933, das den Untergang der ersten deutschen Republik endgültig besie-
gelt hat.

Die Beamten, Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes erinnern wir
an ihren Eid auf das Grundgesetz und die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung, der ihnen die Teilnahme an verfassungswidrigen Maßnahmen ver-
bietet.

Rückkehr zu verfassungsmäßigen Zuständen!

Das heißt: Aufhebung der schon erlassenen Notstandsgesetze, Rücknahme der
weiteren Gesetzesvorlagen und der Schubladenverordnungen, Schluß mit der
Erprobung der Diktatur in Kriegsspielen!

Die Aushöhlung der zweiten deutschen Demokratie droht unsere Freiheit zu
vernichten, die Existenzgrundlage von Arbeitern, Angestellten, Beamten und
Intellektuellen zu zerstören und den Frieden der Welt aufs Spiel zu setzen.

Wir appellieren an die Urteilsfähigkeit, die Besonnenheit und die demokra-
tische Gesinnung unseres Volkes, an seine Treue zur Verfassung!
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Wie weiter in Deutschland?

Diskussion um Wehners „Wirtschaftsgemeinschaft"

Heute zählen nur noch die realistischen Stimmen

Die Diskussion um die Deutschlandpolitik ist wieder in Bewegung gekommen.
Die erste Initiative ging von dem Brief der SED an die Sozialdemokratische
Partei aus, der zu einem Gespräch zwischen den beiden Arbeiterparteien in
beiden deutschen Teilstaaten aufforderte und dem leider durch das diskrimi-
nierende „Handschellengesetz", dem wider alle politische Vernunft auch die
sozialdemokratische Bundestagsfraktion zustimmte, ein Ende gesetzt wurde.
Inzwischen aber hat sich in der Weltpolitik gezeigt, daß die Bundesregierung
weder beim neutralen Ausland noch bei ihren Freunden hinsichtlich ihrer
Deutschlandpolitik auf Unterstützung rechnen kann.

Staatssekretär Carstens hat vor eini-
gen Tagen vor dem Bonner Kabinett
so etwas wie einen gesamtdeutschen
Offenbarungseid geleistet. Jedenfalls
fordert die politische Entwicklung in
Europa und in der Bundesrepublik zu
einer Überprüfung der bisherigen Po-
sitionen heraus. Der Zusammenbruch
der CDU/CSU-FDP-Koalition ist nicht
zuletzt auf die Tatsache zurückzufüh-
ren, daß die seit 20 Jahren die Politik
in Bonn bestimmende CDU/CSU we-
der willens noch in der Lage ist, den
Realitäten unserer Zeit Rechnung zu
tragen.

Am lebhaftesten sind die Auseinander-
setzungen um eine neue Deutschland-
politik in den Gewerkschaften und in
der Sozialdemokratischen Partei. Be-
sonders hier wurden jene Kräfte ak-
tiver, die schon immer eine Abkehr
von der verhängnisvollen Gemein-
samkeitspolitik mit der CDU/CSU ge-
fordert haben und nach Alternativen
verlangten. Auch auf dem Dortmunder
Parteitag der SPD zeigte sich deutlich
das Unbehagen der meisten Delegier-
ten angesichts des bisherigen Ver-
zichts auf eine eigenständige Politik,
und zwar ganz besonders in bezug auf
die Deutschlandfrage. Vor diesem Hin-
tergrund waren die Interviews Her-
bert Wehners keine große Über-
raschung, wenngleich sein Gespräch
mit dem Redakteur des Südwestdeut-
schen Rundfunks, Günther Gaus, und
dem SPIEGEL lebhafte Diskussionen
auslöste.

Nüchtern betrachtet sind die Vor-
schläge Wehners zwar ein Fort-
schritt gegenüber der Politik der
Bundesregierung. Ob sie aber eine
Alternative darstellen, ist sehr
fraglich, denn das Wesentliche, die
Anerkennung der DDR als gleich-
berechtigter Partner, die einzige
Plattform für Verhandlungen und
Gespräche, hat Wehner sorgfältig
ausgeklammert, um dafür um so
mehr die „Erleichterung für die
Menschen im gespaltenen Deutsch-
land" zu strapazieren.

Wehner schlägt vor, anstelle der bis-
herigen Politik des Gegeneinanders
eine Politik des geregelten Nebenein-

anders, wie Willy Brandt es ausge-
drückt hat, zu setzen. Dabei will Weh-
ner, und damit darf man wohl sagen,
der Parieivorstand der SPD, die De-
facto-Anerkennung der DDR in Kauf
nehmen. Aber andererseits antwor-
tete Wehner auf die Frage seines Ge-
sprächspartners, ob er zu einer gegen-
seitigen Anerkennung der beiden
deutschen Teilstaaten bereit wäre,
wenn dadurch die Lebensbedingungen
der Menschen im geteilten Deutsch-
land erleichtert würden, mit einem
kategorischen Nein.

Weiter schlägt Wehner vor, eine
„Wirtschaftsgemeinschaft" zu bilden.
Er denkt dabei an ein neues Kredit-
system zwischen beiden deutschen
Teilstaaten, an Bürgschaften im Außen-
handel und eine Aufhebung des un-
natürlichen und nur politisch beding-
ten Währungsgefälles.

In der Substanz bleiben die Vorschläge
Wehners weit hinter dem Deutsch-
landplan der SPD vom März 1959 zu-
rück, und es fragt sich, ob die Sozial-
demokratische Partei mit den Vor-
schlägen Wehners der notwendigen
Preisgabe von Positionen des kalten
Krieges näherkommen kann. Es wird
wenig nützen, den Dingen hoffnungs-
volle Namen wie „Wirtschaftsgemein-
schaft" usw. zu geben, wenn man nicht
gleichzeitig bereit ist, sachliche und
gleichberechtigte Gespräche mit Ost-
Berlin zu führen, die einmal wichtigere
nationale Anliegen betreffen als das
Gerede von „Mauer" und „Schieß-
befehl".

Sind also die Vorschläge Wehners
jene von der Mehrheit der sozial-
demokratischen Mitglieder und der
Gewerkschaften geforderten künftigen
Schritte in Richtung eines normalisier-
ten Verhältnisses zwischen der Bun-
desrepublik und der DDR? Das ist die
Frage.

Nun wäre es witzlos, das politische
Gewicht der Wehnerschen Vorstellun-
gen allein aus dem Gesichtswinkel der
Bundesrepublik zu beurteilen. Wesent-
licher ist die Resonanz der politischen

Kräfte in der DDR, denen diese Vor-
schläge gelten. Der Vorsitzende des
Staatsrates der DDR, Walter Ulbricht,
hat anläßlich des 6. Internationalen
Journalistentreffens in Ost-Berlin auf
die Frage, was er von der Wirtschafts-
gemeinschaft zwischen den beiden
deutschen Teilstaaten halle, erklärt,
wenn die Regierung in Bonn mit der
DDR über Zusammenarbeit verhandle,
spiele auch diese Frage eine Rolle,
aber es sei nicht die widitigste Frage.

•über den Verkauf von Kohle, Stahl
und anderen Dingen gäbe es keine
großen Probleme, wesentlicher sei-
en Verhandlungen über die Nor-
malisierung der Beziehungen zwi-
schen den beiden deutschen Staa-
ten. Und zur Frage der Anerken-
nung erklärte Walter Ulbricht, die
DDR erkenne audi die Bundesrepu-
blik nicht an, sei aber trotzdem
bereit, Verhandlungen in Bonn zu
beginnen und in Berlin fortzu-

3 setzen.

Es wird notwendig sein, das, was
Wehner in seinem Gespräch mit Gün-
ther Gaus und in seinem SPIEGEL-
Interview gesagt hat, in aller Ruhe zu
analysieren und die Brauchbarkeit
dieser Vorschläge zu prüfen, und zwar
nicht nur ihre Brauchbarkeit aus der
Sicht der Bundesrepublik. Eines ist
sicher, daß man, abgesehen von un-
belehrbaren politischen Dummköpfen,
langsam beginnt, die Überheblichkeit
abzulegen und die wachsende Autori-
tät der DDR in Rechnung zu stellen.
Wenn nun auch schon die CDU-Zei-
tung „Rheinische Post" davon spricht,
daß „Verhandlungen auf Minister-
ebene sich auf die Dauer kaum ver-
meiden lassen", gehört keine Prophe-
tie dazu, vorauszusagen, daß der
„Alleinvertretungsanspruch" und die
Anmaßung, in der Bundesrepublik
Gesetze auch für die Bevölkerung der
DDR zu machen, in nicht allzuferner
Zeit verschwinden werden.

Für die Sozialdemokratische Partei
aber bleibt es als politische Haupt-
aufgabe, sich von der Bevormundung
der CDU/CSU freizumachen. Es gibt
in der Deutschlandpolitik keine Ge-
meinsamkeiten zwischen einer fort-
schrittlich denkenden Sozialdemokra-
tischen Partei und den Reaktionären
der CDU/CSU.

Der Hauptvorwurf, den man den Vor-
schlägen Wehners machen kann, ist
— neben jenem, daß sie noch immer
nicht den Kern treffen — der, daß sie
viele Jahre zu spät kommen. Daraus
wäre die Erkenntnis herzuleiten, daß
die Sozialdemokratische Partei und
zweifellos auch die Gewerkschaften
das tun sollten, was zur Zeit getan
werden muß: mit den Stellen in der
DDR ohne Vorbehalte und bei gleich-
berechtigter Anerkennung in jenem
Ton zu sprechen und zu verhandeln,
der für ernsthafte und ergebnisreiche
Gespräche erforderlich ist. sr
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Statt mehr Geld: neue Politik!

Die wirklichen Ursachen der Bonner Finanzmisere

Noch nie seil 1949 war die Bundesregierung in solchen Finanznöten wie gegen-
wärtig. Der Haushaltsentwurf für 1967, der ein noch nicht genau schätzbares
Milliarden-Defizil aufweist, gab bereits den äußeren Anlaß für das Zerbrechen
der Bonner Koalition. Der Bundesrat, die Vertretung der Länder, kann sich nicht
bereit finden, diesem Etat seinen Segen zu geben. Aber obwohl das augenblick-
liche Durcheinander in Bonn sich in der Optik als Finanzkrise ausnehmen mag,
tatsächlich jedoch ist es eine Krise der politischen Konzeption, die zu der Haus-
halts- und Regierungskrise geführt hat.

Es ist nicht einfach, das Dilemma zu
überschauen. Beinahe täglich ergeben
sich neue Fakten, neue Gesichts-
punkte. Eines aber steht fest, nämlich,
daß die enorme Geldnot Bonns nicht
auf übersteigerte Sozialausgaben oder
auf immer größere Anforderungen an
den „Wohlfahrtsstaat“ zurückzufüh-
ren ist, wie das die ratlosen Minister
gern glauben machen möchten. Sie ist
vielmehr das Resultat einer falschen
politischen Konzeption, die statt fried-
licher Diplomatie nach außen und na-
tionaler Bescheidenheit militärpoliti-
sches Großmachtstreben, Vorherr-
schafts- und Neuordnungsvorstellun-
gen zum Inhalt hat.

Um insbesondere der Sowjetunion aus
einer vermeintlichen Position der
Stärke entgegentreten zu können,
baute Bonn die größte Territorial-
armee Westeuropas auf, strebt es
nach atomarer Verfügungsgewalt, mi-
litarisiert es, den heißen Konflikt ins
Kalkül ziehend, mit Hilfe der Not-
standgesetzgebung Wirtschaft und
Gesellschaft. Das alles kostet unglaub-
liche Summen. Man hat aber den An-
zug zu weit geschneidert; die Augen
waren größer als der Bauch. Jetzt kann
man nicht mehr verkraften, was man
sich zugemutet hat.

Aber es soll beileibe nicht das ir-
reale, milliardenfressende politi-
sche Konzept revidiert, nun soll
soziale Demontage betrieben wer-
den, um die Löcher zu stopfen, die
dieses Konzept überall aufreißt.
Die Tatsache, daß trotz ungedeck-
ter Ausgabeverpflichtungen in rie-
siger Höhe der Militäretat um 1,2
Milliarden auf über 18,5 Milliarden
aufgebläht werden soll, ist nur ein
Indiz für diese ruinöse Politik.

Auf 73,9 Milliarden DM lautet der
Etatvoranschlag für 1967. Das sind
5 Milliarden DM oder 7,2 Prozent
mehr als 1966. Die Etalsteigerung ist
überproportional zur Entwicklung des
realen Sozialprodukts, die für das
kommende Jahr auf höchstens 2 bis
2,5 Prozent geschätzt wird. Die infla-
tionäre, preislreibende Wirkung, die
vom Etat ausgehen wird, ist offen-
kundig.

Doch dieser viel zu „großzügig" kon-
zipierte Entwurf ist noch immer nicht
umfangreich genug: Allein 3,6 Milliar-
den DM, die bis zum 30. Juni 1967 in
Form von Waffenkäufen und Devisen-

ausgleichszahlungen an die USA zu
entrichten sind, suchen nach einer
Deckungsmöglichkeit. Ferner hat sich
jetzt herausgestellt, daß der laufende
Haushaltsplan vermutlich mit einem
Defizit von 500 Millionen DM abschlie-
ßen wird, die noch auf 1967 übernom-
men werden müßten. Aber weiter: Die
dem Etatentwurf unterlegte Steuer-
einnahmeschätzung für das kommende
Jahr ist, nach neuesten Prüfungen, um
mindestens 1,1 Milliarden DM zu
hoch. Und schließlich sind die 73,9 Mil-
larden DM im nächsten Jahr nur vor-
handen, wenn die Länder, die sich
auf 35 Prozent versteifen, an Einkom-
mens- und Körperschaftssteuern, wie
bisher, 39 Prozent an den Bund ab-
führen. Die Differenz macht 2 Mil-
liarden.

Im ganzen ergibt sich also, ohne die
noch nicht erkennbaren oder verschlei-
erten Bonner Fehlrechnungen bzw. An-
forderungen, eine Überziehung der
verfügbaren Mittel um mindestens 7,2
Milliarden DM. Um den Staatsbank-
rott zu vermeiden, greift man zum
Einfachsten: zur Kürzung oder Annul-
lierung sozialer Verpflichtungen, zum
Abbau von Steuervergünstigungen
und gleichzeitiger Erhöhung von Steu-
ern. Der Militäretat indessen bleibt
unangetastet, und alle im Bundestag
vertretenen Parteien sind sich darin
weitgehend einig.

Bezahlen soll wieder, wie so oft in
Deutschland, der Arbeitnehmer: mit
höheren Benzin-, Kaffee-, Tabak- und
Branntweinsteuern, mit Eingriffen in
die Reserven der Rentenversicherung,
in Form höherer Mieten, gekürzter
Zuschüsse für den Wohnungsbau, ge-
strichener und verminderter Steuer-
freibeträge, Werbungskosten, Kilo-
metergelder usw. Insgesamt sind es
etwa 30 verschiedene Maßnahmen,
von der Kürzung sozialer Etatposten
bis zu weiteren Umdrehungen der
Steuerschraube, die das Loch im Bon-
ner Haushaltsfaß stopfen helfen
sollen.

Es kann darum von gewerkschaftlicher
Seite kein Verständnis und keine
Toleranz gegenüber diesen Plänen,
auch nicht einzelner Details, aufge-
bracht werden. Vielmehr werden die
Gewerkschaften diesen politischen und
sozialen Ausverkauf mit aller Energie
und ohne zu zögern bekämpfen müs-
sen. -an

Zum Thema:

Vierter Anlauf
Noch vor Weihnachten will sich die
Bundesregierung mit dem um die
„Fallex" - Erfahrungen angereicherten
— vierten —Entwurf einer Notstands-
gesetzgebung beschäftigen und ihn
vermutlich billigen. Nach drei ge-
scheiterten Entwürfen soll dann der
vierte, von Innenminister Paul Lücke
gebastelte, dem Bundestag vorgelegt
werden. Es wird also ernst.

Der Innenminister, der während der
„Fallex“-Ubungen eines Atomkrieges
als Chef eines „Notkabinetts" im ge-
heimen Eifelbunker fungierte, erklärte,
wieder ans Tageslicht gekommen, er
glaube, das Manöver habe zu einem.
größeren Verständnis für die Not-
standsgesetzgebung unter den Abge-
ordneten beigetragen. Und Baden-
Württembergs Innenminister Filbinger
meinte, es habe während der Bunker-
herrschaft zwischen Koalitions- und
SPD-Vertretern sowohl im Notstands-
kabinett als auch im gemeinsamen
Ausschuß (Notparlament) „keine we-
sentlichen Unterschiede" gegeben.

Und noch einmal wollen wir Innen-
minister Lücke zitieren: In einem Zei-
tungsinterview sagte er auf die Vor-
haltung, die Notstandsverfassung sei
verfassungswidrig, „weil sie Grund-
rechte einschränke, zum .permanenten
Notstand' führe und der Militärdikta-
tur den Weg bereite", diese Behaup-
tungen seien böswillig und „zum Teil
absurd". Zum Teil also nur!! — Wei-
ter sagte Lücke, die Manöverübungen
hätten „überzeugend erwiesen", daß
„bei militärischen Auseinandersetzun-
gen in Europa und auch schon un-
mittelbar vor ihrem zu erwartenden
Ausbruch" von der Regierung „eine
Vielzahl" von Maßnahmen für den
zivilen Schutz und für Ordnung und
Sicherheit getroffen werden müsse.

Das ist genau das, was die Ge-
werkschaften und alle Gegner der
Notstandsgesetzgebung immer wie-
der sagen und weshalb sie so un-
erbittlich dagegen kämpfen: Es be-
steht die Gefahr, daß die Bundes-
regierung nach Verabschiedung der
Notstandsverfassung beginnt, schon
im Frieden das gesamte gesell-
schaftliche Leben zu militarisieren,
um „vorbereitet" zu sein. Aber
diese Vorbereitungen haben die
gefährliche Eigenschaft, unter dem
Deckmantel der Verteidigung ei-
gene Aggressionsabsichten zu ver-
decken und zu begünstigen.

Lücke will in den nächsten Tagen
einen neuen Versuch unternehmen,
die Gewerkschaften in ihrer Antinot-
standshaltung zu beeinflussen. Wenn
die Mitglieder der DGB-Kommission
mit dem Minister Zusammentreffen,
wird es stattdessen ihre Aufgabe
sein, den Notstandsbefürwortern mit
aller Deutlichkeit den aktiven Wider-
stand der Gewerkschafter und Demo-
kraten in Aussicht zu stellen. -ie-



Gewerkschaften und die SPD

Konsequenzen aus dem Wandel zur „Volkspartei"

Stärkere politische Verantwortung der Gewerkschaften

In diesen Jahren erinnern immer häufiger Jahrestage und Gedenkfeiern an die
Geschichte der Arbeiterbewegung. Gerade erst jährte sich zum 90. Male die Ver-
kündung des Gothaer Programms; die IG Druck und Papier feierte im Septem-
ber den 100. Jahrestag ihrer Gründung; im Juni war es die IG Metall, die ihrer
75jährigen Existenz feierlich gedachte; im vergangenen Jahr feierte die Gewerk-
schaft Nahrung-Genuß-Gaststätten ihren 100. Geburtstag. Andere Gewerkschaf-
ten, Ortsgruppen usw. bereiten sich auf ein ähnliches Ereignis vor. Gleichzeitig
feiern Ortsvereine der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands in zunehmen-
dem Umfang Daten, an denen ihre Vorläufer gegründet wurden. Schließlich hat
auch schon der Parteivorstand der SPD, es war 1963, eine Feierstunde zum 100-
jährigen Bestehen der Partei abgehalten. Dabei erklärte sie die 1863 von Ferdi-
nand Lassalle erfolgte Gründung des „Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins"
zur Geburtsslunde der Sozialdemokratischen Partei,

Diese Jubiläen von Gewerkschafts-
und SPD-Organisationen sind gewis-
sermaßen die äußeren Anzeichen der
Gemeinsamkeit und Verbundenheit
zwischen Gewerkschaft und Arbeiter-
partei, wie sie einmal bestanden hat.
Bis heute ist diese Gemeinsamkeit
einem unerfreulichen Wandlungspro-
zeß in der SPD weitgehend zum Opfer
gefallen.

Dieser „Wandlungsprozeß von oben",
der sich seit jeher gegen den Wider-
stand an der Basis vollzog, hat inzwi-
schen einen Punkt erreicht, an dem es
der Führung dieser Partei geradezu
peinlich ist, als Arbeitnehmerpartei
oder als „verlängerter Arm der Ge-
werkschaften" bezeichnet und gewer-
tet zu werden. Die neue Zauberformel
zur Erringung der Macht (in den lan-
gen Jahren ihrer Geschichte schon
mehrmals besessen und wieder aus
der Hand gegeben) lautet „Volkspar-
tei". Sie möchte, was noch niemals
eine Partei fertiggebracht hat, um je-
den Preis versuchen: vielen Herren
gleichzeitig dienen — den Armen und
den Reichen, den ökonomisch Besitz-
losen und den Besitzenden, den De-
mokraten und den Reaktionären; sie
möchte Repräsentant von Feuer und
Wasser zugleich sein.

Es ist nur folgerichtig, daß dieser
Zwiespalt auch die Gewerkschaf-
ten erfaßte, die unmittelbar mit
der Realität des „kleinen Mannes",
mit seinen Nöten und Interessen
konfrontiert sind und die Aufgabe
haben, eine umfassende Besserung
der sozialen und gesellschaftlichen
Stellung der Arbeiter, Angestell-
ten und Beamten durchzusetzen.
Denkt man einmal das Parteien-
konzept des sozialdemokratischen
Parteivorstandes zu Ende, so wird
die Arbeiterbewegung, die ja nicht
durch „Volksparteien" repräsentiert
werden kann, heute nur noch von
den Gewerkschaften und der ver-
botenen Kommunistischen Partei
verkörpert.

Unter diesen Bedingungen sind die
Gewerkschaften gezwungen, nach
neuen Wegen politischer Wirksamkeit
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zu suchen. Das drückt sich zum Bei-
spiel in der Forderung aus, wie sie
zuerst in der IG Druck und Papier
und in der IG Chemie-Papier-Keramik
erhoben wurde, in der Sozialdemo-
kratischen Partei einen Arbeitnehmer-
flügel, gewissermaßen eine „linke
Fraktion", ähnlich den Sozialausschüs-
sen in der CDU/CSU, zu bilden. Eine
andere Forderung zielt dahin, fak-
tisch in Umkehrung der bisherigen
Praxis, durch erhöhte Aktivität der
sozialdemokratischen Gewerkschafter
die gewerkschaftlichen Konzeptionen
in die SPD hineinzutragen, während
ja bislang die Partei immer versucht
hat, die Gewerkschaften auf ihren Kurs
einzuschwören.

Als Folge dieser Überlegungen und
Auseinandersetzungen hat sich in den
Gewerkschaften — auf der Führungs-
ebene weniger als auf der mittleren
und unteren — die Überzeugung ver-
stärkt, daß sie ihre Unabhängigkeit
gegenüber den Parteien im allgemei-
nen und gegenüber der sozialdemo-
kratischen Volkspartei im besonderen
künftig stärker betonen und praktizie-
ren müssen. Diese Haltung entspricht
der Feststellung im Grundsatzpro-
gramm des DGB: „Der Deutsche Ge-
werkschaftsbund und seine Gewerk-
schaften sind und bleiben unabhängig
von Regierungen, Parteien, Konfessio-
nen und Unternehmern."

Vor allem verdient die in letzter Zeit
auf den Gewerkschaftstagen häufiger
erhobene Forderung stärkste Beach-
tung, wonach der DGB und die Mit-
gliedgewerkschaften mehr politische
Funktionen wahrnehmen und zuneh-
mend politisdi auf Parteien und Par-
lament einwirken sollen. Das ist die
unausweichliche Konsequenz des
Wandlungsprozesses der SPD.

Wie weit die Konzeptionen in Grund-
fragen bereits auseinanderstreben,
wurde in diesen Tagen erst wieder
deutlich, als der stellvertretende SPD-
Vorsitzende Herbert Wehner dem auch
von den Gewerkschaftern getragenen

Frankfurter Kongreß gegen die Not-
standsgesetzgebung eine öffentliche
Absage erteilte. Unzufriedenheit mit
der Haltung von SPD-Parteivorstand
und Bundcslagsfraklion zur Mit-
bestimmung, dem gesellschaftspoliti-
schen Hauptanliegen der Gewerk-
schaften, sowie mehr oder weniger
tiefe Differenzen in wehr- und außen-
politischen Fragen und auch in weiten
Bereichen der Sozial- und Tarifpolitik
haben das Verhältnis weiter belastet.
Es liegt im Wesen der sozialdemo-
kratischen Wandlungsbestrebungen,
daß sie zu Lasten der Arbeitnehmer-
interessen gehen. Eine Partei, die
jahrzehntelang ausschließlich die Be-
lange der sozial, wirtschaftlich und
politisch Benachteiligten, und damit
die Interessen der Volksmehrheit, ver-
treten hat, kann ihr Programm nicht
revidieren, ohne diesen Interessen zu
schaden.

Daß sie es dennoch tut, beruht auf
der Spekulation, daß bei der Funk-
tion des gegenwärtigen Dreipar-
teienkartells dem traditionellen
Wähler aus der Arbeitnehmer-
schaft sowieso keine andere Ent-
scheidungsmöglichkeit bleibe als
die, sozialdemokratisch zu wählen,
darüber hinaus aber neue Wähler
aus klein- und großbürgerlichen
Schichten sowie aus der Landwirt-
schaft gewonnen werden könnten.
Dazu kommt auch die Erfahrung,
daß die in der Illegalität gehaltene
Kommunistische Partei als Kon-
kurrent und Sammelbecken der
Unzufriedenen und Enttäuschten
nicht in Erscheinung treten kann.

Die politische Bedeutung und Ver-
antwortung der Gewerkschaften als
der einzigen Interessenvertetung der
Arbeiter, Angestellten und Beamten
ist in dieser Situation offenkundig.
Als der IG-Metall-Vorsitzende Otto
Brenner vor nunmehr dreieinhalb
Jahren, am 15. Mai 1963, in einer Sen-
dung des Zweiten Deutschen Fern-
sehens zum Thema „Gewerkschaften
und SPD" befragt wurde, sagte er:

„In dem Maße, wie die SPD Volks-
bewegung wird, wird man unbewußt
zu einer stärkeren Politisierung der
Gewerkschaften beitragen. Es ist doch
zweifellos so, daß die Gewerkschaften
als die Interessenvertretung der Ar-
beitnehmer sich in stärkerem Maße
auf die SPD stützen müssen, denn die
Gewerkschaften wollen ja keine Er-
satzparteien sein. Wenn die Partei
nicht mehr die politische Interessen-
vertretung der Arbeitnehmer sein
kann, dann müßte diese Rolle mehr
oder weniger von den Gewerkschaften
übernommen werden.“

Zwei Jahre später, am 25. März 1965,
erklärte Brenner in einem Interview
mit dem „Industriekurier" auf die
Frage, welche Auswirkungen auf die



Gewerkschaften der Wandel der SPD
haben werde: ÜCtrifsk an „Sparmaßnahmen“

„Unsere Vorstellungen im gewerk-
schaftspolilischcn Bereich, wie sie
sich aus unserem Grundsatzpro-
gramm ergeben, würden unmittel-
bar an das Parlament, an die Le-
gislative gerichtet werden, nicht
nur an eine Partei. Ich möchte die
Unabhängigkeit der Gewerkschaf-
ten gegenüber einer Partei beto-
nen. Die Gewerkschaften müssen
die Aufgaben selbst übernehmen,
die früher Aufgaben einer Partei
waren, und zwar dem Parlament
und der Öffentlichkeit gegenüber."

In zahlreichen regionalen und zentra-
len Gewerkschaftskonferenzen sind
diese Gedankengänge immer wieder
aufgetaucht, zuletzt auf dem Gewerk-
schaftstag der IG Chemie-Papier-Kera-
mik. Sie wurden sogar in einer Ent-
schließung (E 141) fixiert und mit 188
von 335 Stimmen zur Auffassung des
Gewerkschaftstages erhoben — das
erste Mal, daß dieses Spannungsver-
hältnis zwischen Gewerkschaften und
SPD sich in einem Beschluß nieder-
schlägt. Die einzelnen Gewerkschafts-
mitgliederwerden aufgefordert, „durch
aktive Mitarbeit in den demokrati-
schen Parteien auf deren Programme
und praktische Entscheidungen Einfluß
zu nehmen".

Eine qualifizierte Minderheit jedoch,
nämlich 140 Delegierte, wollten sich
für eine — auch von der Antragskom-
mission unterstützte — weitergehende
Entschließung entscheiden; darin wa-
ren folgende vier Punkte genannt:

■ „Die im DGB zusammengeschlos-
senen Gewerkschaften müssen stärker
als bisher eigene politische Positionen
beziehen, ohne dabei die Frage zu
stellen, ob es der einen oder anderen
politischen Partei ins Konzept paßt
oder nicht.

■ Die Gewerkschaften müssen zu
wirtschaftlichen, sozialen und politi-
schen Tatbeständen und Entwicklun-
gen weiterhin ausschließlich vom
Standpunkt der Arbeitnehmerinteres-
sen Stellung nehmen und in diesem
Sinne verstärkt zur politischen Mei-
nungs- und Willensbildung beitragen.

■ Die Gewerkschaften können und
dürfen nicht darauf verzichten, eine
Beeinflussung des staatlichen Handelns
im Sinne ihrer Auffassungen und
Ziele zu erstreben. Gegebenenfalls
muß durch eigenständiges Handeln
die Sicherung der freiheitlichen demo-
kratischen Ordnung unseres Staates
gewährleistet werden.

■ Man kann nicht davon ausgehen,
daß eine völlige und jederzcitige
Übereinstimmung der gewerkschaft-
lichen Auffassungen und Forderungen
mit der Programmatik und Politik
einer Partei vorhanden ist. Die Ge-
werkschaften müssen ihren Standpunkt

Beirat der IG Metall kritisiert Wirtschaftspolitik

Angriff auf Lebensstandard soll abgewehrt werden

Der Beirat der IG Metall, das höchste Organ zwischen den Gewerkschaftstagen,
erklärte auf einer Sitzung Mitte Oktober 1966 in Frankfurter verfolge mit Sorge
die Auswirkungen der gegenwärtigen Wirtschaftspolitik der Bundesregierung
auf die Lage der Arbeitnehmer in der Metallindustrie.

Obwohl bei einer planvollen, voraus-
schauenden Wirtschaftspolitik alle
Möglichkeiten für ein stetiges Wachs-
tum bei gleichbleibend hohem Be-
schäftigungsstand, auf lange Sicht aus-
geglichener Zahlungsbilanz und weit-
gehend stabilem Preisniveau gegeben
wären, stagniere die Produktion im
ganzen, wachse die Zahl der Arbeits-

und ihre Auiiassungen in allen demo-
kratischen Parteien zur Geltung brin-
gen."

Man braucht dieser knappen und kla-
ren Formulierung der Aufgaben und
der politischen Position der Gewerk-
schaften, wie sie sich aus dem Fort-
bewegen der Sozialdemokratischen
Partei von dem ehemals gemeinsamen
Standpunkt ergeben, nichts mehr hin-
zuzufügen. Es ist für verantwortungs-
bewußte Gewerkschafter, die gleich-
zeitig Mitglied der SPD sind, oft nicht
einfach, mit der neuen Lage fertig zu
werden. Sie haben diese Entwicklung
nicht gewollt und nicht gefördert. Je
eher aber eine Klärung dieser Frage
in den Gewerkschaften allgemein von-
statten geht, je leichter wird es sein,
Gewerkschaftern, die wegen ihres Ein-
tretens für Gewerkschaftsbeschlüsse
in ihrer Partei Schwierigkeiten be-
kommen, den Rücken zu stärken.

Das hat mit einem Affront der Partei
nichts zu tun. Die Gewerkschafter
müssen aber wissen, wo ihr Standort
ist. Sie müssen die Bewegungsfreiheit
gewinnen, die erforderlich ist, um für
die Arbeitnehmer allseitige Interessen-
vertretung zu sein. Zugleich aber ist
es nicht weniger wichtig, der Ent-
fremdung der Sozialdemokratischen
Partei, wo und wann immer möglich,
Einhalt zu gebieten. Es wäre falsch,
diesem Prozeß mit fatalistischem Glau-
ben zuzusehen; vielmehr haben jene
Gewerkschafter recht, die ihre sozial-
demokratischen Kollegen zu verstärk-
ter Aktivität in ihrer Partei und im
Sinne des gewerkschaftlichen Grund-
satz- und Aktionsprogramms anhalten.
Vielleicht sind die gegenwärtigen
Hundertjahrfeiern gewerkschaftlicher
und sozialdemokratischer Organisatio-
nen geeignet, die Rückbesinnung auf
die Gemeinsamkeit zu fördern.

Gerd Siebert 

losen, stiegen die Preise und geschä-
hen Strukturveränderungen ohne Rück-
sicht auf Zweckmäßigkeit und ohne
Vorkehrungen für die davon betroffe-
nen Arbeitnehmer. Eine solche Politik
diene nicht der Stabilisierung.

In dem Entwurf des Stabilisierungs-
gesetzes sieht der Beirat der IG Metall
noch nicht das Instrument für eine zu-
sammenhängende Planung, wie sie in
den Vorschlägen der EWG-Kommission
für ein Programm der mittelfristigen
Wirtschaftspolitik, im Grundsatzpro-
gramm des DGB und zahlreichen an-
deren gewerkschaftlichen Verlaut-
barungen gefordert werde.

Der Beirat der IG Metall protestiert
gegen die Versuche, den Ausgleich für
die wahltaktisch angelegte Steuer-
senkung des Jahres 1965 jetzt ein-
seitig den Arbeitnehmern aufzubür-
den.

Der Beirat forderte die Bundesregie-
rung auf, Einsparungen dort vorzu-
nehmen, wo sie längst überfällig seien:
bei den Subventionen, die ihren Zweck
verfehlt haben, und bei der Rüstung.
Jede einseitige Belastung der Arbeit-
nehmer werde auf den schärfsten Wi-
derstand der Gewerkschaften stoßen.

Trotz gegenteiliger Erklärungen
der Deutschen Bundesbank sei es
offensichtlich das Ziel der gegen-
wärtigen Wirtschaftspolitik, die
Beschäftigung zu beeinträchtigen,
um auf die Löhne und Gehälter zu
drücken und so unter Verzicht auf
Bekämpfung der wesentlichen Ur-
sachen für Preissteigerungen auf
das allgemeine Preisniveau einzu-
wirken.

Der Beirat beauftragte den Vorstand,
für die Beschäftigten in der Metall-
industrie ein Sofortprogramm auszu-
arbeiten, in dem alle Maßnahmen
zum größtmöglichen Schutz der Arbei-
ter und Angestellten zusammenzufas-
sen sind. Er erwartet, daß alle Funk-
tionäre und Mitglieder der IG Metall
in den kommenden Monaten ihre ganze
Kraft darauf konzentrieren, den mas-
siven Angriff auf den Lebensstandard
und die sozialen Errungenschaften der
Arbeitnehmer abzuwehren.

Der Bundesvorstand des DGB wird
aufgefordert, sich an die Spitze dieses
Kampfes zu stellen. M. P»



Was will das Stabilisierungsgesetz?

Bonn will Obrigkeifssfaaf weiter ausbauen

Ein Schritt zur „Formierten Gesellschaft”

Eines der Ziele der von der CDU/CSU angestrebten Formierten Gesellschaft
soll die sogenannte „Leistungsgesellschaft“ sein. Ihr Charakteristikum ist nach
der Erhardschen Vorstellung nicht mehr der Kampf der Gruppen und Verbände
gegeneinander, sondern die Orientierung der im Staat gleichgeschalteten gesell-
schaftlichen Gruppen am „Gemeinwohl", wobei der Staat das Gemeinwohl nach
seinen Vorstellungen interpretiert. In seiner Regierungserklärung hat Bundes-
kanzler Erhard dieses Programm zu seinem Regierungsprogramm gemacht, und
die Bundesregierung will mit den Stabilisierungsgesetzen zweifellos einen
ersten Schritt in Richtung auf dieses Ziel tun.

Angeblich geht es bei dem vor dem
Bundestag in erster Lesung behandel-
ten und zur Zeit in den Bundestags-
ausschüssen diskutierten „Gesetz zur
Förderung der wirtschaftlichen Stabi-
lität" allein um konjunkturpolitische
Fragen. Die erheblich abgebremsle
Konjunktur dieses Jahres — mit einer
Produktionssteigerung von nur 3 Pro-
zent, aber mit einer Preissteigerung
von rund 4 Prozent, einer Verschär-
fung der Kohlen-, Stahl- und Textil-
krise, dem Zusammenbruch des Kapi-
talmarktes und dem Versagen der
staatlichen Finanzpolitik, macht es ver-
ständlich, daß die Bundesregierung das
Gesetz mit großer Beschleunigung ver-
wirklichen will. Aber die Bedeutung
des Gesetzes, das mit wichtigen Ver-
fassungsänderungen verbunden ist,
geht weit über einen konjunkturpoli-
tischen Zweck hinaus.

Wenn man die gesellschafts- und
wirtschaftspolitischen Auswirkun-
gen dieses Gesetzes bedenkt, wird
man klar erkennen, daß es sich
hier um mehr handelt als um eine
Ausweitung des konjunkturpoli-
tischen Instrumentariums, wie es
die Bundesregierung der Öffent-
lichkeit einreden will.

Im wesentlichen geht es bei dem Ge-
setzentwurf um zwei Komplexe, die
einer kritischen Betrachtung unterwor-
fen werden müssen. Einmal soll auf
Grund des Gesetzes von der bisheri-
gen Übung abgegangen und anstelle
des jährlichen Etatausgleiches eine
mittelfristige Planung des Staatshaus-
haltes eingeführt werden. Umfang und
Art der Ausgaben sowie die notwen-
digen Deckungsmöglichkeiten sollen
für die jeweils nächsten fünf Jahre
vorausgeplant werden, um eine haus-
haltsrechtliche Ordnung über meh-
rere Jahre hinaus organisieren zu
können. Konjunkturpolitische Maß-
nahmen sollen dabei mit Hilfe öffent-
licher Investitionen erfolgen.

Weiter sollen die Haushalte von
Bund, Ländern und Gemeinden in Zu-
kunft aufeinander abgestimmt und
eine Konjunkturausgleichsrücklage aus
Mitteln von Bund, Ländern und Ge-
meinden gebildet werden. Das heißt,
daß bei einer „Überhitzung der Kon-

junktur" Bund, Länder und Gemein-
den ihre Investitionen einschränken
und die Wirtschaftsentwicklung dämp-
fen, um bei abflauender Konjunktur-
lage zusätzlich Mittel zur Wirtschafts-
belebung bereit zu haben.

Dieses als anti-zyklische Haushalls-
politik bezeichnete Verfahren wird
auch in anderen Ländern praktiziert
und erscheint zunächst als durchaus
begrüßenswert. Desgleichen ist auch
gegen eine Politik nichts einzuwen-
den, die Bund, Länder und Gemeinden
zwingt, mehrjährige Investilionspläne
aufzustellen, die nach Dringlichkeiten
und Prioritäten gegliedert sind. Aber
abgesehen davon, daß es kurios an-
mutet, von Rücklagen zu reden, an-
gesichts der Tatsache, daß die Bun-
desregierung nicht in der Lage ist,
ihren Etat zu banlancieren, und Län-
der und Gemeinden einen Schulden-
berg von 30 Milliarden DM vor sich
herschieben, taucht hier eine wesent-
liche Frage auf. Die Frage nämlich,
welche Rangfolge der Dringlichkeiten
ist maßgebend bzw. wer bestimmt die
Dringlichkeiten?

Da der Gesetzentwurf verlangt, daß
Länder und Gemeinden sich finanz-
politisch auf die Politik der Bundes-
regierung ausrichten, gibt es keinen
Zweifel, daß sich Länder und Gemein-
den an den von der Bundesregierung
festgesetzten Dringlichkeiten zu orien-
tieren haben. Was das aber bedeutet,
zeigt die gegenwärtige Lage. Schon
seit geraumer Zeit betreibt die Bun-
desbank im Einvernehmen mit der
Bundesregierung eine restriktive Wirt-
schaftspolitik, die besonders die Ge-
meinden zwingt, notwendige Sozial-
investitionen einzuschränken. Das Er-
gebnis ist, daß im ganzen Land der
Bau von Schulen, Krankenhäusern und
Altersheimen stillgelegt wird. Ande-
rerseits aber wird der Bau militärischer
Anlagen keineswegs eingestellt, im
Gegenteil: Das Verteidigungsministe-
rium und die Bundeswehrgenerale ver-
langen mit Erfolg für die nächsten
Jahre immer mehr Milliarden für den
Rüstungshaushalt.

Daß das Stabilisierungsgesetz dazu
dienen soll, Länder und Gemeinden
finanzpolitisch an die von der Bundes-
regierung bestimmten Prioritäten und

Dringlichkeiten zu binden, und daß
damit ihre Tätigkeit den Erfordernis-
sen der sozialreaktionären Regierungs-
politik angepaßt werden soll, wird
durch weitere Maßnahmen noch deut-
licher. Nach dem Gesetzentwurf kann
es Ländern und Gemeinden künftig
untersagt werden, Kredite aufzuneh-
men, wenn eine die „volkswirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit übersteigende
Nachfrageausweitung befürchtet wird".
Wer dabei diese übersteigerte Nach-
frage verursacht hat, wird in dem Ge-
setzentwurf nicht gesagt. Sie ist aber
im wesentlichen das Ergebnis wach-
sender Rüstungslasten, steigender Ka-
pitalexporte und Fehlinvestitionen in
der Wirtschaft.

Der Gesetzentwurf wirft aber auch
verfassungsrechtliche Fragen auf. Zur
Realisierung der im Entwurf festgeleg-
ten Neuregelungen ist eine Änderung
des Artikels 109 des Grundgesetzes
erforderlich. Die in diesem Artikel
postulierte finanzpolitische Unabhän-
gigkeit der Länder und Gemeinden
würde durch das Gesetz aufgehoben.

Damit wäre den gewählten parla-
mentarischen Körperschaften in
Ländern und Gemeinden ein ent-
scheidender Teil ihrer Selbslver-
waltungsbefugnisse genommen.
Da die gesamte Tätigkeit von Län-
dern und Gemeinden von ihren
finanziellen Möglichkeiten abhängt
und der größte Teil der staatlichen
Investitionen über die Gemeinde-
haushalte erfolgt, ist ihre Unter-
stellung unter das finanzpolitische
Diktat der Bundesregierung mit
einer faktisch weitgehenden Auf-
hebung des Föderalismus und der
gemeindlichen Selbstverwaltung
gleichzusetzen.

Diese erhebliche Verringerung der
Rechte der Länder und Gemeinden
wäre zweifellos ein wesentlicher Ab-
bau der Demokratie. Ohne Zweifel
sind in der Bundesrepublik demokra-
tische Verhältnisse am ehesten noch
in den unteren staatlichen Körper-
schaften anzutreffen. In den Gemein-
den wird noch wirkliche Demokratie
praktiziert, hier ist sie noch lebendig.
Wer die Selbstverwaltung der Länder
und Gemeinden zerstört, das kann
ohne Übertreibung gesagt werden,
vernichtet eine der wichtigsten Grund-
lagen der Demokratie, überspitzt aus-
gedrückt, würden durch die finanzpoli-
tische Diktatur der Bundesregierung
über die Länder die Landesminister-
präsidenten zu „Gauleitern" der Bun-
desregierung in Bonn degradiert.

Nimmt man nun aus dem Gesetzent-
wurf noch zur Kenntnis, daß die Bun-
desregierung künftig das Recht haben
soll, Gelder der Sozialversicherung
slillzulegen, das heißt beispielsweise,
überhöhte Anforderung an die Wirt-
schaft durch die Rüstung mit der Ein-
frierung dieser Reserven zu kompen-
sieren, bekommt man eine Vorstellung
von der finanzpolitischen Machtstel-
lung der Bundesregierung. In der Tat
dient ein wesentlicher Teil der Sta-



bilisierungsgesetze einer weiteren
Zentralisierung der Macht der Staats-
bürokratie auf Kosten der föderalisti-
schen Unabhängigkeit von Ländern
und Gemeinden. Da diese Zentralisie-
rung der Staatsmacht unter den gegen-
wärtigen Verhältnissen in der Bun-
desrepublik im weiten Umfange den
Konzernen und Monopolen dient, wi-
derspricht sie den Interessen breiter
Schichten der Bevölkerung.

Ein weiteren Komplex des Stabilisie-
rungsgesetzes betrifft die private
Wirtschaft. Hier geht es um die Zen-
tralisation der wirtschaftlichen Macht
der Banken und Industriekonzerne.
Künftig soll, nach Annahme des Ge-
setzes, die'Bundesregierung Verände-
rungen der Abschreibungssätze und
des Kreditvolumens erlassen können.
Eine Veränderung der Abschreibungs-
sätze bedeutet gleichzeitig eine Ver-
änderung der Steuerlasten der Unter-
nehmen. Sie kann finanzschwache Un-
ternehmen hart treffen und zu ihrem
Ruin führen, wenn gleichzeitig wegen
der Kreditbegrenzung keine finanziel-
len Mittel zum Ausgleich zu annehm-
baren Zinssätzen zu leihen sind. Zwei-
fellos wirkt damit das Stabilisierungs-
gesetz in hohem Maße konzentrations-
fördernd. Der neue Gesetzentwurf
stellt damit der Konzentration der
Finanzpolitik in Händen der Bundes-
regierung die Konzentration des Kapi-
tals in Händen der Konzerne und
Monopole als Ziel der künftigen
Wirtschaftspolitik zur Seite.

Die mit dem Entwurf des Stabili-
sierungsgesetzes betriebene „Sta-
bilisierungspolitik" hat mit einer
Stabilisierung der Währung und
der Wirtschaft nichts zu tun; ihr
Ziel ist lediglich die Stabilisierung
der bestehenden wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Verhältnisse
auf Kosten der Lohn- und Gehalts-
empfänger.

Auf der Mitbestimmungskonferenz der
IG Metall hat Otto Brenner mit Recht
festgestellt, daß die Restriktionspolitik
der Bundesregierung den Zweck hat,
eine industrielle Reservearmee zu
schaffen als Druckmittel, um Lohn-und
Gehaltsforderungen und soziale Ver-
besserungen zu bremsen. Offen hat der
Präsident des Deutschen Industrie-
und Handelstages vor einiger Zeit
eine öffentliche Haushaltspolitik ge-
fordert, die an die gleichen Grund-
sätze wie die Notenbankpolitik ge-
bunden sein solle, weil damit „der
Spielraum der Tarifpolitik zwangsläu-
fig geringer" würde. Die Unternehmer
erwarten also von dem Stabilisierungs-
gesetz ein Klima, in dem der Lohn-
und Gehaltsempfänger in ständiger
Angst um seinen Arbeitsplatz lebt, in
Sorge um seine wirtschaftliche Exi-
stenz. Denn um die fragwürdige „Sta-
bilisierungspolitik" der Bundesregie-
rung durchzuselzen, bedarf es der
Schwächung der Kampfkraft der Ar-
beiterschaft und ihrer Gewerkschaften.
Es geht bei den Stabilisierungsgeset-
zen um wichtige Entscheidungen, die

Lohnforderung in der Chemieindusfrie

In diesem expansiven Zweig werden 9,5 Prozent gefordert

Gewerkschaft lehnt „gcsamtwirtschaflliche” Daten ab

Nach längerer Ruhe an der „Lohnfront" ist es jetzt die IG Chemie-Papier-
Keramik, die einen Termin zur Kündigung von Lohn- und Gehaltstarifen wahr-
genommen hat. Auch die Deutsche Angestelltengewerkschaft hat Tarife auf-
gekündigt. Es handelt sich um die Tarifbezirke Nordrhein, Hessen und Rhein-
land-Pfalz, in denen die Verträge fristgerecht zum 31. Oktober von beiden
Gewerkschaften gekündigt wurden. Die Kündigungen erstrecken sich auf rund
350 000 Arbeiter und Angestellte in der chemischen Industrie.

Während die DAG eine Aufbesserung
der Gehälter von 6 Prozent wünscht,
fordert die IG Chemie-Papier-Keramik
in Hessen 9,5 Prozent. In den übrigen
Tarifgebieten lagen die Forderungen
im einzelnen noch nicht offen. Der
Hauptvorstand der Gewerkschaft hat
in seiner Empfehlung zur Tarifpolitik
den Bezirken die Höhe ihrer mate-
riellen Forderung freigestellt. Er hält
jedoch Laufzeiten von höchstens 12
Monaten für opportun.

Die IG Chemie wird sich in ihrer
Lohnpolitik, entsprechend dem Be-
schluß ihres 7. Gewerkschafts-
tages, an die Möglichkeiten der
Branche und nicht an sogenannten
gesamtwirtschaftlichen Daten orien-
tieren. Die chemische Industrie ist
auch in dieser Zeit der konjunktu-
rellen Beruhigung ein expansiver
Industriezweig.

Trotzdem wird mit schwierigen Tarif-
verhandlungen gerechnet, weil die
Chemie-Industriellen, unter Hinweis
auf die Situation in anderen Indus-
striebereichen, versuchen werden,
recht billig davonzukommen. Sie ope-
rieren im übrigen mit der schon früher
vereinbarten Arbeitszeitverkürzung
von 42Vs auf 4IV2 Stunden zum 1. Ja-
nuar 1967 und mit der Erhöhung des
zusätzlichen Urlaubsgeldes von 10 auf
12 DM pro Tag, die dann ebenfalls
wirksam wird.

Die Arbeiter und Angestellten der
chemischen Industrie haben jedoch
keine Ursache, sich durch die daraus
aufgemachten Prozentrechnungen irri-
tieren zu lassen, da die diesbezüg- 

in ihrer Gefährlichkeit für die soziale
Sicherheit der Arbeitnehmer und die
Sicherung der Demokratie den Not-
standsgesetzen gleichzuachten ist. Wird
das Stabilisierungsgesetz verabschie-
det, ist nicht daran zu zweifeln, daß
es gegen die Interessen der Lohn- und
Gehaltsempfänger angewandt wird
und zusammen mit den Notstands-
gesetzen nichts anderes als eine staats-
monopolistische Diktatur über Wirt-
schaft und Gesellschaft ermöglicht.

H. S. 

liehen Belastungen der Unternehmen
von der Gewerkschaft schon bei frü-
heren Lohnrunden berücksichtigt und
„angerechnet" wurden. Es ist gerade
in dieser Flautezeit notwendig, durch
die Schaffung neuer Kaufkraft, wie sie
mit kräftigen Lohnerhöhungen ent-
steht, belebende Effekte in die Wirt-
schaft zu bringen. Ki.

Höhere Tariflöhne

Die Tariflöhne sind im Bundesgebiet
von April bis Juni 1966 für rund 23
Prozent der Arbeiter um durchschnitt-
lich 5,3 Prozent gestiegen. Nach den
Angaben des Statistischen Bundes-
amtes in Wiesbaden ergibt sich daraus
eine allgemeine Steigerung der Löhne
für Arbeiter um 1,2 Prozent. Von den
Angestellten erhielten 21 Prozent um
durchschnittlich 6,8 Prozent höhere
Gehälter.

DGB verklagt Bundesregierung

Weil die Bundesregierung den § 94
des Beamtengesetzes mißachtet hat,
verklagte der DGB Ende Oktober die
Bundesregierung beim Verwaltungs-
gericht Köln. Der DGB will feststellen
lassen, daß die Regierung bestehende
Rechtsvorschriften mißachtet hat, und
erwirken, daß diese eingehalten
werden.

Es geht um die Bestimmung des von
der Regierung vorgelegten Finanz-
planungsgesetzes, wonach künftig
Rentenansprüche von Beamten auf die
Pensionen angerechnet werden sollen.
Das würde Bonn eine Ersparnis von
mehreren Millionen DM bringen. Im
Finanzplanungsgesetz sind alle Ge-
setzesänderungen zusammengefaßt,
mit denen Streichungen im Etat 1967
sanktioniert werden sollen, ähnlich
wie vor einem Jahr mit dem Haus-
haltssicherungsgesetz. Der mißachtete
§ 94 des Beamtengesetzes lautet: „Die
Spitzenorganisationen der zuständigen
Gewerkschaften sind bei der Vor-
bereitung allgemeiner Regelungen der
beamtenrechtlichen Verhältnisse zu
beteiligen."
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Den sozialen Standard sichern

Zweiter Bericht über Gewerkschaftstag der IG Chemie

Soziale Sicherheit der Arbeitnehmer durch Mitbestimmung

Der grenzenlose Konjunkluroptimismus und der Glaube, die kapitalistische
Wirtschaftskrise gehöre für immer ins Reidi „marxistischer Schwarzmalerei",
haben einer nüchternen Betrachtungsweise Platz gemacht. Die Gewerkschaften
warnen vor einem planlosen Treibenlassen der Dinge; die CDU möchte die
Situation nutzen, den totalen Dirigismus einzuführen, und die Wirtschaftsinsti-
tute sprechen, wenn überhaupt, von äußerst geringen Wachstumsraten, die 1967
beim realen Sozialprodukt zu erwarten seien. — In dieser Situation tagte im
September in Dortmund (wir berichteten bereits in der Oktober-Nummer aus-
führlich) der 7. Ordentliche Gewerkschaftstag der IG Chemie-Papier-Keramik.
Es ist nur folgerichtig, wenn die Fragen der wirtschaftlichen Entwicklung und
der sozialen Sicherheit die Delegierten ausgiebig beschäftigten.

In Entschließungen (E 140a und E 132a)
wird festgeslellt, daß Konjunktur und
Wettbewerbsfähigkeit durch Wachs-
tumshemmungen und Preissteigerun-
gen bedroht seien. Umsetzungen von
Arbeitnehmern, Entlassungen und Still-
legungen von Betrieben oder Abtei-
lungen seien immer häufiger. Hinzu
komme, daß durch gewollte Kreditver-
knappung eine künstliche Flaute orga-
nisiert und so die Bildung einer indu-
striellen Reservearmee beabsichtigt
werde. Dieser Entwicklung müßten die
Gewerkschaften durch gemeinsame
Aktionen in jeder Hinsicht entgegen-
treten. Insbesondere seien größere
Mitspracherechte der Gewerkschaften
in Betrieb und Wirtschaft notwendig.
In seinem Referat über „Stabile Wirt-
schaft — Mitbestimmung — gesicherte
Arbeitsplätze" kennzeichnete der Ge-
werkschaftsvorsitzende Gefeller die
Lage, indem er feststellte:

„Es gibt keinen. Zweifel mehr: Wir
stehen an einem wirtschaftlichen
Wendepunkt ... Es geht jetzt darum,
wie man eine Abwärtsentwicklung,
die sich am ersten und nachhaltigsten
gegen den Arbeitnehmer auswirken
wird, auffangen kann. Diese Abwärts-
entwicklung fing mit der Strukturkrise
im Bergbau an und greift im ganzen
Bundesgebiet um sich. Der Maschinen-
bau meldet Auftragsrückgang um 12
Prozent, die keramische Industrie um
11 Prozent, die Bekleidungsindustrie
um 14 Prozent und die Schuhindustrie
sogar um 21 Prozent. Erstmals seit
zwei Jahren war in diesem April die
Gesamtzahl der in der Industrie Be-
schäftigten niedriger als im April des
Vorjahres. Ein in der Bundesrepublik
bekannter Wirtschaftsdienst progno-
stiert bereits für den Winter eine Ar-
beitslosigkeit ,von stattlichen Hun-
derltausenden von Menschen'. Und ich
sage es hier noch einmal in aller Deut-
lichkeit: Eine solche Situation eines
gewissen Überschusses an Arbeitskräf-
ten ist von einem großen Teil der Un-
ternehmerschaft, von der Bundesregie-
rung und vor allem auch von der
Bundesbank bewußt angestrebt wor-
den."
Nach einer solchen Darstellung der
wirtschaftlichen Lage spielte die Frage
der sozialen Sidierung der Arbeitneh-
mer eine besondere Rolle. Die Ent-

schließung „Für Vollbeschäftigung —
gegen Arbeitslosigkeit" (E 132a) for-
dert die Gewerkschaftsbewegung auf,
dieser Politik den geschlossenen Wi-
derstand entgegenzusetzen. Alle Mög-
lichkeiten des Betriebsverfassungs-
gesetzes müßten ausgenutzt werden,
um Entlassungen und unterwertige
Beschäftigung zu verhindern, und zwar
durch

■ frühestmögliche Unterrichtung über
geplante betriebliche Veränderungen,

■ betriebswirtschaftliche Gegenvor-
schläge,

■ Aufstellung umfassender Sozial-
pläne.

Weiter heißt es in der Entschließung,
eine volkswirtschaftliche Planung sei
notwendig mit dem Ziel, die Voll-
beschäftigung zu sichern, Struktur-
umstellungen vorsorglich zu lenken,
für neue Arbeitsplätze am Ort zu sor-
gen, unverschuldete Einkommensver-
luste auszugleichen, umfassende Aus-
und Weiterbildungsprogramme aufzu-
stellen und älteren Arbeitnehmern den
Anspruch auf volle Rente zu gewähr-
leisten.

Die Tarifbewegungen der Gewerk-
schaften müßten darauf zielen, Ar-
beitslosigkeit oder unterwertige
Beschäftigung durch eine langfri-
stige Absicherung der Arbeitneh-
mer zu verhüten. Zu diesem Zweck
sei der Abschluß weiterer Ratio-
nalisierungsabkommen vorrangig,
ebenso die Forderung nach einem
garantierten Jahreslohn.

Diese Entschließung enthält also ein
konkretes Programm zur Abwendung
der aus der arbeitnehmerfeindlichen
Wirtschaftspolitik und dem Rückgang
der Konjunktur resultierenden Härten.
Es hat nicht nur für die IG Chemie-
Papier-Keramik, sondern für alle DGB-
Gewerkschaften Aussagekraft. Die
Gewerksdiafter seien nidit geneigt,
sagte Gefeller, mit dem Opfer der
sozialen Sicherheit vieler Menschen
die antiquierten Prinzipien und die

Abneigung des Kanzlers gegen Wirt-
schaftsplanung zu bezahlen.

Gefeller stellte fest: Das Hauptziel
der Gewerkschaftspolitik müsse die
soziale Sicherheit der Arbeitneh-
mer sein. Das entscheidende Mittel,
um sie zu erreichen, sei die quali-
fizierte Mitbestimmung in der Wirt-
schaft. Wenn es noch eines Bewei-
ses für die Notwendigkeit der Mit-
bestimmung bedurft habe, so wer-
de er jetzt durch die Entwicklung
der Wirtschaft und die unvermeid-
lich harte Auseinandersetzung über
das Abwälzen der Risiken dieser
Entwicklung geliefert. Die Arbeit-
nehmer seien nicht willens, in die-
ser Wirtschaft noch länger nur Ob-
jekt zu sein.

Der 2. Vorsitzende und Tarifsekretär
der IG Chemie-Papier-Keramik, Karl
Küpper, warnte davor, die Krisen-
erscheinungen überzubewerten, zumal
manche Dämpfungen nur gewollt seien,
um die Arbeitnehmer wieder das
Fürchten zu lehren. Die Tarifpolitik
der Gewerkschaft werde sich nicht
irritieren lassen. Die Arbeitnehmer
hätten keine Ursache, ein zweitesmal
über Lohnverzicht einen skandalösen
und gefährlichen Vermögenszuwachs
der Unternehmer zu forcieren. Maß-
halten müßten andere, zumal man
zähneknirschend miterleben müsse,
wie die sauer erarbeiteten Milliarden
„manchmal zum Fenster hinausgepul-
vert werden". Küpper: „Ich nenne nur
das Stichwort Starfighter."

Die IG Chemie-Papier-Keramik, das
wurde auf dem Dortmunder Gewerk-
schaflstag klar, denkt nicht daran, ihre
Tarifpolitik zugunsten der fragwürdi-
gen Erhardschen „Stabilisierung" zu
revidieren. Ironisch meinte Küpper,
daß es in letzter Zeit recht still ge-
worden sei um jene, die zur Überwin-
dung der Schwierigkeiten mehr Arbeit
verlangt halten. Vielmehr kämen jetzt
wieder Dinge in Mode, die man sdion
längst vergessen hatte: Kurzarbeit und
Entlassungen. Es bestätige sich die
Richtigkeit der vorausschauenden Poli-
tik der Gewerkschaft, die das Schwer-
gewicht auf Arbeitszeitverkürzungen
gelegt habe. Nun müsse ein zweites
Schwergewicht hinzukommen: die Si-
cherung der Menschen am Arbeits-
platz, die Opfer der Hochtechnisierung
zu werden drohen.

Der Gewerkschaftskongreß faßte ent-
sprechende Beschlüsse, um mit geeig-
neten Maßnahmen zu verhindern, daß
Hunderttausende von Arbeitern und
Angestellten die Lasten einer Ratio-
nalisierung und Automation zu tragen
haben, die auf der anderen Seite den
Unternehmern imponierende Gewinn-
steigerung einträgt. Der Gewerkschafts-
tag forderte die Fortsetzung einer
aktiven, an der Branchenlage orien-
tierten Lohn- und Gehaltspolitik, fer-
ner die weitere Verkürzung der Ar-
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beilszeit, die Einführung eines 24-
tägigen Grundurlaubs und eines Bil-
dungsurlaubs.

Nach einem weiteren Beschluß zur
Tarifpolitik soll der Hauptvorstand
vordringlich anstreben: 1. eine Ver-
besserung der tariflichen Zulagen für
kontinuierliche Schichtarbeit; 2. eine
Verbesserung der Altersstaffelung in
den Gehaltstarifverlrägen; 3. die Ab-
schaffung der prozentualen Abstufung
der Jugendlichen-Löhne unter 18 Jah-
ren und 4. die Abschaffung der Orts-
klassen.

Der Gewerkschaftstag hat sich auch
insbesondere mit den Sorgen und For-
derungen der berufstätigen Frau be-
schäftigt und in zwei Entschließungen
einmal das Inkraftsetzen der durch das
Flaushaltssicherungsgesetz suspendier-
ten Bestimmungen des Mutterschutz-
gesetzes über den Rechtsanspruch auf
Entbindung im Krankenhaus und auf
Mutterschaftsgeld gefordert, und zum
andern die Ergänzung des geltenden
Gesetzes um folgende Bestimmungen
verlangt:

□ Ausdehnung der Schutzfrist vor
der Niederkunft von 6 auf 10 Wochen;

33 absolutes Beschäftigungsverbot wäh-
rend der Schutzfrist vor der Nieder-
kunft;

El Verbot von Akkord- und Fließ-
bandarbeit ohne Ausnahmeregelung;

□ Gewährung eines Mütterurlaubs
bis zu sechs Monaten nach der Nie-
derkunft unter Sicherung des bis-
herigen Arbeitsplatzes;

bS Festsetzung des Entbindungsbetra-
ges auf zwei Zehntel der oberen Bei-
tragsbemessungsgrenze;

D kostenlose Entbindung im Kranken-
haus;

■ Übernahme der gesamten Kosten
durch den Bund, soweit der Arbeit-
geber zur Zahlung nicht verpflichtet
ist.

Auch die Frage der stärkeren Absiche-
rung der gewerkschaftlichen Vertrau-
ensleute im Betrieb spielte auf dem
Gewerkschaftstag eine wichtige Rolle.
Es geht dabei um die Festigung des
Einflusses der Gewerkschaften im Be-
trieb, wo ihre Funktionäre oft die
fristlose Entlassung und andere Re-
pressalien riskieren, wenn sie im ge-
werkschaftlichen Sinne aktiv werden.

Die Delegierten bestätigten in diesem
Zusammenhang den Antrag 136 des
6. Gewerkschaftstages in Wiesbaden,
der folgendes sagt:

„Der Hauptvorstand und die Bezirks-
leitungen werden beauftragt, Tarif-
verträge zu erwirken, in denen die
Rechte der gewerkschaftlichen Ver-
trauensleute und die allgemeinen
Rechte gewerkschaftlicher Betätigung
im Betrieb festgelegt sind. Kommen
solche Verträge nicht zustande, so ist
das Verhältnis zu den betreffenden
Tarifpartnern zu überprüfen und ge-

gebenenfalls von der Möglichkeit der
Kündigung bestehender Schieds- und
Schlichtungsabkommen Gebrauch zu
machen."

Der 7. Ordentliche Gewerkschaftstag
der IG Chemie-Papier-Keramik hat
nicht nur im politischen Bereich Mark-
steine gesetzt, sondern ebenso auf dem
Sektor der Wirtschafts-, Sozial- und
Tarifpolitik allgemein gültige Aus-
sagen gemacht, die für die nächsten
Jahre Orientierungspunkte der ge-
werkschaftlichen Wirksamkeit bilden.
Die Zeit der relativ leichten Erfolge
ist augenfällig vorbei. Um so wich-
tiger ist es für eine Arbeitnehmer-
organisation, zu wissen, wie in Zei-
ten härteren Kampfes die Zielsetzun-
gen lauten und wo die „Legionen"
stehen. Der Dortmunder Gewerk-
schaftstag hat darüber hinreichende
Klarheit gebracht. G. S.

Sinkende Industrieproduktion

Die allgemeine Stagnation der Wirt-
schaftsentwicklung hat sich im Sep-
tember im Bereich der Induslrieerzeu-
gung mit einem Rückgang von 1,8 Pro-
zent gegenüber dem gleichen Vorjah-
resmonat bemerkbar gemacht. Wäh-
rend in der Gundstoffindustrie, in der
Nahrungs- und Genußmittelindustrie
die Wachstumsraten mit knapp 2 Pro-
zent noch leicht anstiegen, verzeich-
nete die Verbrauchsgüterindustrie ei-
nen Rückgang um 2,6 Prozent. Die In-
vestitionsgüterinduslrie verbuchte im
September gegenüber dem Vorjahres-
monat sogar einen Produktionsrück-
gang von 6,5 Prozent.

Gesundheitssicherung im Betrieb
wird vernachlässigt

In der Oktober-Ausgabe der „Quelle",
dem Funktionärorgan des DGB, weist
der stellvertretende DGB-Vorsitzende
Hermann Beermann auf die völlig un-
genügende ärztliche Betreuung der
Arbeitnehmer am Arbeitsplatz hin.
Nadi einem Bericht des Europäisdien
Parlaments erhalten in der Bundes-
republik nicht einmal 20 Prozent aller
Beschäftigten arbeitsmedizinische Hil-
fen. Es gibt in unserem Lande keine
500 hauptberuflichen Werksärzte, ob-
wohl allein 1200 Betriebe mit mehr
als 1000 Beschäftigten vorhanden sind.
Die EWG-Konunission hat den EWG-
Regierungen den Erlaß von Rahmen-
gesetzen für den werksärztlidien
Dienst empfohlen. Das Bundesarbeits-
ministerium hat jedodi am 10. Juni
des Jahres lediglidi unverbindliche
„Richtlinien" zur werksärztlichen Be-
treuung veröffentlidit. Wenn es um
die sozialen Belange der Arbeiter und
Angestellten geht, nimmt man es eben
in Bonn auch mit der „Treue zu Eu-
ropa" nicht so genau.

Unmöglich!
In Bochum haben — vermutlich in
einem voreiligen Alleingang, ohne
Wissen von Bezirks- und Hauptvor-
stand der IG Metall — örtliche Ge-
werkschaftsfunktionäre einer lOpro-
zentigen Lohn- und Gehaltskürzung
ihre Zustimmung gegeben. In einer
Vereinbarung zwischen Geschäftslei-
tung und Betriebsrat der Maschinen-
fabrik und Eisengießerei Wolff-Junior
GmbH, Bochum, wurde am 26. Oktober
die Kürzung von Löhnen und Gehäl-
tern der 400 Beschäftigten des Unter-
nehmens um 10 Prozent, abzuziehen
von der übertariflichen Bezahlung,
festgelegt. Die Ortsverwaltung der IG
Metall hat dieses Abkommen gebil-
ligt. Wie die Geschäftsführung der
Maschinenfabrik mitteilte, hätten sich
die Gewerkschafter durdi Einblick in
die Bücher von der verschlechterten
Auftragslage des Unternehmens über-
zeugt.

Ein soldies Abkommen, wenn es in
dieser Form getroffen wurde, dürfte
bislang einmalig in der tarifpolitischen
Geschichte der Bundesrepublik sein.
Es ist unerklärlich, daß sich Gewerk-
schafter dazu bereit finden konnten.

Die präjudizierende Wirkung einer
derartigen Regelung hätte von den
beleiligten Gewerkschaftsfunktio-
nären erkannt werden müssen. Der
gesamte Kohlenbergbau, die Eisen-
und Stahlindustrie, die Textilwirt-
schaft, die Schiffbaubranche und
andere Bereidie der Wirtschaft be-
finden sich zur Zeit in einer Lage,
in der der Topf nicht mehr über-
läuft. Sie alle könnten Auftrags-
rückgänge nachweisen.

Doch was geht das die Gewerkschaf-
ten an? Die Unternehmer haben es
immer unter ihrer Würde empfunden,
auf Ratschläge der Gewerkschaften zu
hören. Alle Warnungen vor hektischen
Investitionen und Kapazitätsauswei-
tungen wurden in den Wind geschla-
gen. Jene, die auf Grund ihrer Ver-
antwortung für den Arbeitnehmer in
der Lage wären, Vorschläge für eine
dem Gemeinwohl verpflichtete, auf
Vollbeschäftigung und soziale Sicher-
heit orientierte Führung der Unter-
nehmen zu machen, dürfen nicht mit-
bestimmen. In unserer antiquierten
und unmoralischen Wirtschaftsord-
nung kommt auf Tausende von Men-
schen immer nur einer, ein Unterneh-
mer, der bestimmt, was mit diesen
Menschen und ihrer Existenzgrund-
lage, der Wirtschaft, wird. Wie kön-
nen dann Gewerkschafter hinnehmen,
daß die Folgen der Mißwirtschaft von
Besserwissern und Alleinherrschern
auf die Arbeiter und Angestellten, die
Entmündigten, abgewälzt werden?!

Während die Unternehmerpresse so-
fort das Bochumer (schlechte) Beispiel
zur Nachahmung empfahl, wird die
IG alle Mühe haben, die Interessen-
wahrnehmung der betroffenen Arbeit-
nehmer wiederherzustellen. Sb.
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Stahl „schrumpft“ weiter Lebenshaltung stieg um 4,1 Prozent

Jeden Monat 1 000 Arbeitskräfte weniger

Riesige Überkapazitäten und Absatzflaute

Neue Hiobsbotschaften für die westdeutschen Stahlarbeiter machen deutlich,
daß sich die Krisenerscheinungen in der Eisen- und Stahlindustrie verstärken.
Wie jetzt bekannt wurde, tragen sich die Stahlkonzerne mit der Absicht, um die
Weihnachtszeit Betriebsruhe von zwei bis drei Wochen einzulegen.

Anlaß für die geplanten neuen Ein-
schränkungsmaßnahmen ist das zeit-
liche Zusammenfallen der anhaltenden
Flaute in der Eisen- und Stahlindu-
strie mit den Auswirkungen der Bon-
ner Restriktionspolitik, die nicht nur
den Kapitalmarkt gelähmt, sondern
auch den herbstlichen Konjunkturauf-
trieb abgebrochen hat. Sieht man von
den wenigen Wachstumsindustrien ab,
so geht infolge der Kreditrestriktion
und anderer investitionshemmender
Maßnahmen in allen übrigen Wirt-
schaftsbereichen die Investitionstätig-
keit merklich zurück, was nicht zu-
letzt auch die Stahlindustrie empfind-
lich zu spüren bekommt.

Im September hatten die Stahlwerke
mit 2,83 Millionen t den bisher ge-
ringsten Monatsausstoß in diesem Jahr
aufzuweisen. Auch die arbeitstägliche
Leistung war mit 101 000 t auf den
Tiefpunkt gesunken. Die Beschäfti-
gungsreserve der Stahlwerke schrumpft
bedenklich zusammen. Der bereits im
August eingetretene starke Auftrags-
rückgang hat sich im September ver-
schärft fortgesetzt. Gebucht wurden
nur 1,35 Millionen t Neubestellungen
an Walzstahl, gegenüber 1,41 Millio-
nen t im August. Im Vergleich dazu
hatte der August im Vorjahr noch für
1,59 Millionen t und der September
für 1,65 Millionen t neue Aufträge
gebracht.

Kurzarbeit bis zu 34 Wochenstun-
den wurde bisher eingelegt auf
dem Bochumer Verein, dem Hüt-
tenwerk Rheinhausen und dem
Mannesmann-Werk Grillo in Gel-
senkirchen. Der durch diese Dros-
selungsmaßnahmen entstehende
Lohnverlust von durchschnittlich 90
DM pro Monat wiegt für den ein-
zelnen Stahlarbeiter um so schwe-
rer, weil in diesem Jahr mit Rück-
sicht auf die Stahlflaute keine
Lohnerhöhung vereinbart wurde.
Dazu kommen noch die anhalten-
den Preissteigerungen, die gleich-
falls das Realeinkommen beträcht-
lich vermindern.

Teilweise drastische Entlassungen
wurden in den Bereichen der Kon-
zerne Thyssen, Rheinstahl, Mannes-
mann und Otto Wolff angeordnet. Auf
der Niederrheinischen Hütte in Duis-
burg z. B. verlieren durch die Still-
legung des Hochofenwerkes, des Sie-
mens-Martin-Stahlwerkes sowie der
Block- und Knüppelstraße über 1000
der insgesamt 4800 Belegschaftsmit-
glieder den Arbeitsplatz. Krupp plant 
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das „Ausscheiden" aller Stahlarbeiter
der Jahrhänge 1902 bis 1907. Ein-
schränkungsmaßnahmen werden auch
auf den Hoesch-Hütten, den Hütten-
werken Siegerland, der Henrichs-
hütte in Hattingen und der Hasper
Hütte in Hagen vorbereitet.

Im Zuge des Gesundschrumpfungs-Pro-
zesses in der Stahlindustrie sinkt der
Arbeitskräftebedarf monatlich um 0,5
Prozent, d. h. um etwa 1000 Arbeiter.
Seit einem Jahr sind über 11 000 Ar-
beitsplätze verlorengegangen, ein er-
heblicher Teil davon durch Entlassun-
gen. Einzig und allein den Sozialplä-
nen, die im Rahmen der qualifizierten
Mitbestimmung durchgeselz werden
konnten, ist es bisher zu verdanken,
daß die von Entlassungen betroffenen
Arbeiter vor den ärgsten sozialen
Auswirkungen bewahrt blieben, was
jedoch nichts an der Tatsache ändert,
daß bei den allgemeinen Krisen-
erscheinungen in den verschiedenen
Wirtschaftsbereichen ihre soziale Zu-
kunft höchst ungewiß ist.

Unabhängig von der Reduzierung der
Hüttenbelegschaften durch die fort-
schreitende Rationalisierung sollen
weitere 10 000 Arbeitsplätze einge-
spart werden, wenn es zu der Bildung
der vier Stahlkontore kommt. Nadi
den Plänen der Ruhrkonzerne fällt den
Kontoren die Aufgabe zu, die Walz-
stahlerzeugnisse zu verkaufen, die
künftigen Investitionen abzustimmen
sowie Rationalisierungs- und Speziali-
sierungsvereinbarungen über die Pro-
duktion zu treffen.

Allgemein wird damit geredinet, daß
die Hohe Behörde den Kontor-Verträ-
gen zustimmt, da bisher eine Lösung
der einzelnen Stahlproduzenten ge-
scheitert ist. Um eventuelle Wider-
stände in Luxemburg auszuräumen,
hat nun der Vorsitzende der Wirt-
schaftsvereinigung Stahlindustrie, Dr.
Sohl, den ausländischen Produzenten
freigestellt, in die geplanten west-
deutschen Kontore als Mitglieder ein-
zutreten.

Mit den vier Stahlkontoren würden
wirtschaftspolitische Machtgebilde ge-
schaffen werden, die eindeutig unter
dem beherrschenden Einfluß der gro-
ßen Ruhrkonzerne stehen. Diese wür-
den ihre Vormachtstellung nodi stär-
ker als bisher zur Einflußnahme auf
Wirtschaft und Politik benutzen und

Der Preisindex für die Lebenshaltung
lag im September 4,1 Prozent höher
als im gleichen Vorjahrsmonat. Beson-
ders gestiegen sind in dieser Zeit die
Mieten für Altbauwohnungen, und
zwar um 11,8 Prozent, die Preise für
Schweinefleisch um 8 Prozent, Fisch
um 5,5 Prozent, Käse um 5,3 Prozent,
Brot und Kleingebäck um 8 Prozent,
Speisen und Getränke in Gaststätten
um 6,8 Prozent, Schuhe um 5,9 Pro-
zent, Frisörleistungen um 8,8 Prozent,
Theater, Kino u. ä. um 8,8 Prozent.

versuchen, den Kontoren den Charak-
ter eines Produktions- und Preiskar-
tells zu geben, das dann auf dem
Markt nach Belieben schalten und
walten könnte.

Schon jetzt steht fest, daß audi die
Stahlkontore kein geeignetes Mittel
sind, um die Flaute am Stahlmarkt zu
beheben. Tatsache ist nämlich, daß in
den kapitalistischen Industriestaaten
bei Stahl immer neue Uberkapazitäten
geschaffen werden. Nach den Berech-
nungen der Hohen Behörde werden
die Kapazitäten im Jahre 1970 ein
Volumen von 700 Millionen t errei-
chen. Die Zeitung „Ruhr-Wirtschaft"
schlußfolgert: „Der sich hieraus er-
gebende Kapazitätsüberhang wird da-
bei eine Größenordnung erreichen, die
der bisherigen Stahlproduktion der
gesamten Montanunion entspricht. Da-
durch zeichnet sich ein Strukturwandel
ab, von dem die traditionellen Stahl-
händler, die früher die führenden
Stahllieferanten des Weltmarktes wa-
ren, in besonderem Maße betroffen
sind."

Unter diesen Umständen wird deutlich,
daß die geplanten Stahlkontore nicht
das geringste mit einer langfristigen
Planung von Produktion und Absatz
im Interesse der Gesamlwirtschaft zu
tun haben. Vielmehr sollen sie es den
Ruhrkonzernen, wie in den USA, er-
möglichen, „mit Uberkapazitäten zu
leben". Das heißt, bereits eine 70pro-
zentige Kapazitätsauslastung muß die
Zahlung von überdurchschnittlichen
Dividenden garantieren. So jedenfalls
stellen sich die Konzern-Gewaltigen
den Ausweg vor.

Was jedoch auch der Eisen-und Stahl-
industrie nottut, um den seit zwei
Jahren schwelenden Krisenerscheinun-
gen ein Ende zu setzen, ist die Abkehr
der Bundesregierung von der Erhard-
schen Politik der sogenannten freien
Marktwirtschaft, an deren Stelle eine
umfassende und langfristig angelegte,
volkswirtschaftliche Rahmenplanung
treten muß, die Hand in Hand zu
gehen hat mit einer Ausweitung der
Mitbestimmung auf alle Gebiete der
Produktions-, Absatz-, Preis- , Inve-
stitions- und Personalpolitik. G. B.



Zechenstferben ohne Ende

„Akfionsgemeinschaft” keine Hilfe für das Revier

Lebensstandard der Bergarbeiter sinkt ständig ab

Ende Oktober soll nun endlich die „Aktionsgemeinschaft Deutscher Steinkohlen-
reviere GmbH" gebildet werden. Nach monatelangen internen Auseinander-
setzungen will nun angeblich die Industrie dem Steinkohlenbergbau helfen. Die
Bergarbeiter allerdings erwarten von dieser „Aktionsgemeinschaft" wenig: sie
sehen in dieser Institution nichts anderes als ein Instrument zur Erreichung noch
höherer Stillegungsprämien. Im Bundesetat 1967 sind auch bereits 436 Millionen
DM für Subventionen des Bergbaues eingesetzt worden.

Der Zeitpunkt der Bildung dieses
„Vereins zur Förderung des Zechen-
sterbens" ist durch die Entwicklung
auf dem Kohlenmarkt bestimmt. Trotz
Feierschichten und des Rückgangs der
Belegschaftsstärken sind die Halden
auf den Zechen weiter gewachsen und
haben die Grenze von 20 Millionen
Tonnen überschritten. Wenn man die
vier Millionen Tonnen ausgelagerte
Kohle dazuzählt, wird der Halden-
bestand inzwischen die 25-Millionen-
Tonnen-Markc erreicht haben.

Damit ist der bisher höchste Halden-
bestand von 18,65 Millionen Tonnen
im Oktober 1959 um 6 Millionen Ton-
nen übertroffen. In den rund neun
Jahren der Kohlenkrise hat sich da-
bei die Belegschaft der Zechen um
rund 270 000 Mann verringert. Das ist
das Ergebnis der „Energiepolitik" der
Bundesregierung.

Nun stehen weitere Stillegungen, Ent-
lassungen und Feierschichten vor den
Bergarbeitern, und die Unruhe im Re-
vier hat auch die Angestellten ergrif-
fen, die ebenfalls um ihren Arbeits-
platz bangen. Im Revier fragt man
sich, wie weit die Förderung noch
schrumpfen soll. Die Garantie der
Bundesregierung für eine Förderung
von 140 Millionen Tonnen pro Jahr
ist längst aufgegeben, und die Exper-
ten rechnen bestenfalls mit einem
Jahresabsatz von 100 Millionen Ton-
nen. Da im Vorjahr noch 135 Millio-
nen Tonnen gefördert wurden, steht
also die Vernichtung von weiteren 30
bis 40 Millionen Tonnen Förderkapa-
zität auf der Tagesordnung.

Bisher sind 17 zur Stillegung vorge-
sehene Schachtanlagen genannt wor-
den. Allerdings haben acht Anlagen
diese Meldung dementiert. Darüber
hinaus sind weitere Zechenanlagen
von Schrumpfungen betroffen. So wer-
den z. B. die beiden Essener Zechen-
anlagen der Hoesch AG., „Emil" und
„Fritz-Heinrich", mit einer (Belegschaft
von 7000 Mann zusammengelegt, wo-
bei die Tagesförderung von 11000
Tonnen auf 9500 Tonnen reduziert
werden soll.

Anstelle einer vernünftigen Energie-
politik zur Rettung der Arbeitsplätze
der Bergarbeiter hat die Bundesregie-
rung ein Allheilmittel empfohlen,
nämlich die Ansiedlung neuer Be-
triebe. Zwar ein an sich vernünftiger

Gedanke, dem auch die Aktions-
gemeinschaft als Hauptaufgabe nach-
gehen soll, aber er ist kein Ersatz für
eine Energiepolitik. Stillegungen und
Entlassungen werden im Revier kurz-
fristig vorgenommen, aber die Neuein-
richtung von Betrieben, die zur Zeit
noch nicht einmal in der Planung sind,
wird, wenn überhaupt verwirklicht,
Jahre dauern.

Was nützt im übrigen dem Hauer in
Gelsenkirchen eine Pulloverfabrik, in
der fast nur Frauen beschäftigt wer-
den? Sie wäre also für den arbeits-
losen Bergmann kein Ausweg. Die
Bauwirtschaft, die bisher einen Teil
der freigeslellten Bergleute aufge-
nommen hat, ist mit Arbeitskräften
gesättigt. Statt Neueinstellungen kann
man hier eher mit Entlassungen rech-
nen. Wie prekär die Lage der arbeits-
losen Bergarbeiter geworden ist, er-
gibt sich aus folgender Gegenüber-
stellung: Während in Gelsenkirchen
im März 2400 männliche Arbeitslose
registriert wurden, hatte die fast dop-
pelt soviel Einwohner zählende Stadt
Düsseldorf nur 965 Arbeitslose. Bis
zum September war in Gelsenkirchen
die Zahl der Arbeitslosen auf 3998
gestiegen, während sie in Düsseldorf
auf 907 zurückging. Als am 1. Oktober
die Zeche Bismarck ihre Tore ge-
schlossen hatte, wurden weitere 500
Bergleute zum Arbeitsamt geschickt.

Aber nicht nur die Sorge um den
Arbeitsplatz, auch das ständige Ab-
sinken des Lebensstandards der
Bergarbeiter ist ein Problem. Die
unzureichenden Lohnaufbesserun-
gen und die unbezahlten Feier-
schichten haben die Effektivlöhne
der Bergarbeiter ständig absinken
lassen. Der Hauptvorstand der
IGBE hat in einem offenen Brief an
alle Bundestags- und Landtags-
abgeordneten von Nordrhein-West-
falen nachgewiesen, daß ein „gut
verdienender" Hauer mit zwei Kin-
dern bei zwei Feierschichten mit
seinem Lohn nur 53,50 DM über
den Fürsorgerichtsalz kommt und
ein Handwerker über Tage mit
65,64 DM darunter bleibt.

Der Kampf um den Arbeitsplatz wird
in den nächsten Wochen zum Zentral-
problem an der Ruhr werden, und in
den Straßen werden wieder schwarze
Fahnen wehen. Ein Beschluß für die
Veranstaltung einer Protestkund-

gebung, den die Bezirksleitung Duis-
burg der IGBE gefaßt hatte, wurde
vom Hauptvorstand — etwas unver-
ständlich für die Kumpels — wieder
aus der Welt geschafft. Die Bergleute
fragen sich, ob um einer SPD-CDU-
Koalition willen in Nordrhein-West-
falen die Ruhe im Revier nicht gestört
werden soll. Aber der Kampf der
Bergleute um die Sicherung ihres so-
zialen Standes und den Erhalt ihrer
Arbeitsplätze bedarf neuer Impulse.

Während nach den Angaben des DGB
die Lebenshaltungskosten innerhalb
eines Jahres um 4,5 Prozent gestie-
gen sind, mußten die Bergleute mit
einer Lohnerhöhung von vier Prozent
zufrieden sein bei einer Laufzeit von
zwei Jahren und sieben Monaten. Ihre
Leistung ist aber im ersten Halbjahr
1966 wieder um 7,25 Prozent gestiegen.
Und das bei einem gefährlichen Sin-
ken des Lebensstandards. Ohne Zwei-
fel, die Bergarbeiter gehen schweren
Zeiten entgegen. A. Stein

Nützliche und peinliche Erinnerung

Zwei Monate vor der Bundestagswahl
1965 veröffentlichte in der „Politisch-
Sozialen Korrespondenz“ seiner Par-
tei der Vorsitzende des sozialpoliti-
schen Arbeitskreises der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, der Bundestags-
abgeordnete Stingl, ein von diesem
Arbeitskreis formuliertes sozialpoli-
tisches Programm. Dieses Programm
sollte, so schrieb Stingl, auf Wunsch
der CDU/CSU vom nächsten, also dem
jetzt seit mehr als einem Jahr amtie-
renden Bundestag verwirklicht wer-
den. Es enthält u. a. folgende Punkte:

■ Wegfall der Einkommensgrenze
beim Zweitkindergeld;

■ Gewährung der Ausbildungszulage
von monatlich 40 DM auch für alle
Einzelkinder;

9 Erhöhung dieser Zulage („Pennä-
lergehalt") und Anpassung der
Kindergeldsätze an die wirtschaft-
liche Entwicklung;

a Maßnahmen zur Förderung des
Wohnungsbaus für kinderreiche
Familien;

■ Einführung von Familiengründungs-
da riehen;

■ Verabschiedung eines modernen
Berufsausbildungsgesetzes;

■ weiterer Ausbau des Mitbestim-
mungsrechtes der Arbeitnehmer;

■ Lohnfortzahlung für Arbeiter im
Krankheitsfall (arbeitsrechtliche Lö-
sung, d. h. Zahlung durch Unter-
nehmer) ;

■ Einführung von Vorsorgeuntersu-
chungen.

Vielleicht wäre es nützlich, wenn
auch für die CDU/CSU peinlich, Herrn
Stingl und seine Kollegen an ihr Pro-
gramm zu erinnern. Bö.
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Für fortschrittliche Berufsausbildung

DGB kritisiert den Gesetzentwurf der SPD-Fraktion

Die Mitsprache der Gewerkschaften muß gesichert sein

Zu den Bereichen, in denen die Bundesrepublik praktisch zu den unterentwickel-
ten Ländern zählt, gehört zweifellos die Berufsausbildung. Sie ist hoffnungslos
veraltet und in keiner Weise den Anforderungen des technisch-wissenschaft-
lichen Fortschritts gewachsen. Ihre juristische Fixierung beruht zum größten
Teil auf Gesetzen aus dem vergangenen Jahrhundert. Zum Beispiel ist für die
Berufsausbildung in der Industrie die Gewerbeordnung aus dem Jahre 1869
maßgebend. Außerdem herrscht eine anarchische Zersplitterung, und für die
Landwirtschaft gibt es, mit Ausnahme von Baden-Württemberg, überhaupt keine
gesetzlichen Bestimmungen.

Die Gewerkschaften fordern schon seit
1949 ein fortschrittliches Berufsausbil-
dungsgesetz und haben wiederholt
dem Bundestag Gesetzentwürfe vor-
gelegt. Obwohl der Bundestag end-
lich am 11. 4. 1962 einmütig die Bun-
desregierung beauftragte, bis zum 1.2.
1963 einen Gesetzentwurf vorzulegen,
gibt es bis heute nicht einmal einen
Referentenentwurf.

Nunmehr hat die SPD-Fraktion Ende
August den „Entwurf eines Gesetzes
zur Anpassung des Arbeitsmarktes an
die Entwicklung von Wirtschaft und
Technik" im Bundestag eingebracht.
Der Entwurf befaßt sich hauptsächlich
mit Fragen der Berufsausbildung,
-fortbildung und -Umschulung. So sehr
die Initiative der SPD zu begrüßen
ist und die im Entwurf vorgesehenen
Regelungen gegenüber dem heutigen
Zustand Verbesserungen vorsehen,
hat der DGB zu Recht „grundsätzliche
Bedenken" angemeldet.

Neben der Tatsache, daß der Entwurf
bestimmte Teile der Wirtschaft aus-
klammert (z. B. Bergbau, Landwirt-
schaft, Schiffahrt und Flauswirtschaft),
kritisiert der DGB vor allem die Igno-
rierung der von den Gewerkschaften
geforderten Mitbestimmung bei der
Berufsausbildung. In der Stellung-
nahme des DGB (Informationsdienst
vom 29. 8. 1966) heißt es:

„Ein Hauptmangel des Gesetzentwur-
fes liegt darin, daß die Kammern der
Wirtschaft mit der Förderung und
Überwachung der Berufsausbildung
betraut werden, ohne daß gleichzeitig
eine gleichberechtigte Beteiligung der
Arbeitnehmer sichergestellt wird. Bei
den Industrie- und Handelskammern
handelt es sich um reine Arbeitgeber-
kammern; bei den Handwerkskam-
mern werden die Organe lediglich zu
einem Drittel von Gesellenvertretern
besetzt. Auch den im Entwurf vor-
gesehenen Ausschüssen für Berufs-
ausbildung bei den Kammern wird
lediglich ein Mitwirkungsrecht ein-
geräumt. Eine derartige Benachteili-
gung der Arbeitnehmer ist unzumut-
bar.“

Der DGB macht aufmerksam, daß der
Gesetzentwurf der SPD-Fraktion im
Widerspruch zu den „bildungspoli-

tischen Grundsätzen" der SPD steht.
So sehen diese u. a. vor, daß Arbeit-
nehmer, Arbeitgeber und der Staat
ein gemeinschaftliches Selbstverwal-
tungsorgan für die Aufgaben der Be-
rufsausbildung schaffen. „Unannehm-
bar ist für den DGB", heißt es in der
Stellungnahme, „die vorgesehene weit-
gehende Finanzierung beruflicher An-
passungsmaßnahmen durch die Ar-
beitslosenversicherung."

Der SPD-Entwurf sieht vor, daß die
Kosten für innerbetriebliche Umschu-
lungsmaßnahmen bis zu 75 Prozent
auf die versicherten Arbeitnehmer ab-
gewälzt werden sollen. Während für
die großen Konzerne technische Um-
wälzungen mit hohen Profiten zu Buch
schlagen, sollen nach dem SPD-Gesetz-
entwurf die Arbeitnehmer selbst die
finanziellen Lasten des Strukturwan-
dels tragen.

Im Gegensatz zu den Forderungen der
Gewerkschaften, die berufspädagogisch
geschulte Ausbilder verlangen, ist im
SPD-Entwurf der Gummibegriff ent-
halten, daß betriebliche Ausbilder be-
rufspädagogisch „nicht ungeeignet sein
dürfen".

Schließlich ignoriert die SPD-Fraktion
auch die vom 7. DGB-Kongreß gefor-
derte „Bundesstelle für betriebliche
Berufsausbildung". Diese zentrale
Stelle, paritätisch aus Vertretern der
Arbeiterschaft und der Unternehmer
zusammengesetzt, soll Forschungs-
ergebnisse in die Berufsordnung und
die Berufsordnungsmittel umsetzen.
Zugleich hätte sie die Aufgabe, sich
mit neuen Formen und Methoden der
Berufsausbildung sowie mit der Er-
arbeitung von modernen Ausbildungs-
methoden zu beschäftigen.

Gerade diese zentrale Institution
könnte Maßnahmen einleiten, um die
gegenwärtig fehlgeleitete Berufsaus-
bildung zu überwinden. Otto Brenner
sagte auf der 2. Automalionstagung
der IG Metall in Oberhausen: „Zehn-
tausende von jungen Menschen wer-
den nicht nur schlecht, sondern auch
für Berufe ohne Zukunft ausgebildet.
Ihre Hoffnungen und Energien werden
auf Ziele gesetzt, die keine sind."

Jährlich legen viele tausend junge
Menschen ihre Facharbeiter- bzw.
Gesellenprüfungen für Berufe ab,
in denen es schon in wenigen Jah-
ren keine Verwendung mehr ge-
ben wird. Das gilt für Berufe wie
Maurer, Zimmerleute, Dreher,
Schleifer u. a. Metallverarbeitungs-
berufe. Oder aber es werden weit
über den normalen Nachwuchs-
bedarf hinaus Lehrlinge ausgebil-
det, weil sie für die Unternehmer
als billige Arbeitskräfte zusätzliche
Gewinne bringen; z. B. ist beim
Beruf der Verkäuferin die Zahl der
Lehrlinge nicht viel kleiner als die
der ausgebildet tätigen Arbeits-
kräfte.

Diese Misere der bundesdeutschen
Berufsausbildung nimmt immer kras-
sere Formen an. Hinzu kommt, daß,
durch das Kurzschuljahr noch ver-
schärft, die jungen Menschen der
Volksschulen nicht das nötige Rüst-
zeug für ihre berufliche Ausbildung
erhalten. Das trifft für Jungen und
Mädchen, die am 1. 12. 1966 mit der
Berufsausbildung beginnen, in beson-
ders starkem Maße zu.

Um so dringlicher ist es jetzt, die
gewerkschaftliche Aktivität zu ver-
stärken, damit der Bundestag ein
fortschrittliches Berufsausbildungsge-
setz beschließt, welches den Forde-
rungen des DGB entspricht. Die Ver-
fasser des SPD-Entwurfs wären auch
gut beraten gewesen, wenn sie sich
neben den Forderungen der Gewerk-
schaften auch mit Erfahrungen anderer
Staaten in der Berufsausbildung be-
schäftigt hätten. Im übrigen hätte ein
Studium des international anerkann-
ten Ausbildungswesens in der DDR
nicht geschadet und sicher viele posi-
tive Anregungen gebracht. FI. W.

Mehr Kündigungen —
weniger Sozialwohnungen

3500 Kündigungen wurden vom Amt
für Wohnung und vom Mieterverein
in Hannover in der kurzen Zeit vom
1. Juli, als diese Stadt „weißer" Kreis
wurde, bis zum 20. September regi-
striert. Etwa 7000 Personen, davon
fast die Hälfte Kinder, sind bereits in
Obdachlosenunterkünften, 3000 in La-
gern und 4000 in Übergangswohnun-
gen untergebracht. Auch in Flannover
werden am stärksten kinderreiche Fa-
milien und alte Menschen vom Ab-
bau des sozialen Mielrechtes betroffen.
Doch die Minister und Abgeordneten
der Bonner Koalition stören die un-
sozialen Auswirkungen des Lücke-
Planes wenig. Der soziale Wohnungs-
bau soll weiter gedrosselt werden.
Das Institut für Städtebau rechnet
schon für dieses Jahr mit einem Rück-
gang auf 150 000 bis 175 000 Sozial-
wohnungen gegenüber 209 000, die
noch im vorigen Jahr fertiggestellt
wurden.
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Rentenversicherung kein Etatreservoir

DGB fordert Entlastung der Rentenversicherung

Auch für Frauen ausreichende Altersversorgung

Nach der hitzigen Debatte im Bundestag über den Entwurf eines dritten Renten-
versicherungs-Änderungsgesetzes, der den Ausschüssen zur weiteren Beratung
überwiesen wurde, hat nunmehr der Deutsche Gewerkschaftsbund dem Bundes-
tag seine Stellungnahme zugeleitel. Darin protestiert der DGB sowohl gegen die
von der Bundesregierung vorgeschlagene Erhöhung der Beiträge auf 15 Prozent
ao 1. Januar 1968 und auf 16 Prozent ab 1. Januar 1970, als auch gegen die vom
Sozialbeirat aus erklärtermaßen rein konjunkturellen Gründen geforderte Bei-
tragserhöhung auf 14,5 Prozent bereits ab 1. Januar 1967. Auch die SPD vertritt
die Ansicht, die soziale Rentenversicherung dürfe weder zum primären Instru-
ment der Konjunkturpolitik degradiert noch etwa wie eine Reservekasse des
Bundeshaushaltes behandelt werden.

Der DGB hat sein Einverständnis da-
mit erklärt, die bisher zehnjährigen
Deckungsabschnitte — in denen die
Rentenversicherung eine Vermögens-
rücklage in Höhe einer Jahresrenten-
leistung zu bilden hatte— in nunmehr
einjährige „Beitragsabschnitte" zu
verwandeln. Er bejaht auch die Ände-
rung der Rücklagevorschriften, nach
der künftig keine weitere Vermögens-
ansammlung über den derzeitigen
Vermögensbestand hinaus stattfinden
soll. Man könnte wohl bereits aus
dieser Änderung der Rücklagevor-
schriften ableiten, daß trotz des zum
Schreckgespenst aufgemachten „Ren-
tenberges", der vor uns liegt, der Ver-
zicht auf weitere Vermögensrücklagen
eine Beitragserhöhung unnötig mache.
Der DGB verweist aber auch zusätz-
lich darauf, daß er Beitragserhöhun-
gen so lange verweigern werde, wie
nicht der Bund mit einem Drittel an
den Gesamtausgaben der Rentenver-
sicherung beteiligt ist.

Diese Forderung ist nichts Neues.
Schon die Väter der Rentenversiche-
rung hatten die Drittelung der Kosten
der Rentenlast gesetzlich verankert
— je ein Drittel Arbeitnehmer, Arbeit-
geber und das Reich —, und in den
ersten Nachkriegsjahren hat der An-
teil der Sozialleislungen an den Bun-
desausgaben sogar erheblich mehr als
ein Drittel betragen: 1950 = 37,7 v. H.,
1955 = 38,2 v. I-I., 1960 = 27,9 v. H.,
1965 = 26,9 v. FL, jeweils einschließ-
lich Kriegsopferversorgung etc. Wie
zu sehen ist, sinkt dieser Anteil stän-
dig, obgleich heute mehr Anlaß für
Zuschüsse bestünde als 1890, da durch
die beiden Weltkriege mehr als 3 Mil-
lionen Beitragszahler für die Renten-
versicherung ausgefallen sind. Das ist
nicht Schuld der Versicherten.

Für unvertretbar erklärt der DGB
auch die im Entwurf des Haushalts-
plangesctzes vorgesehene Streichung
von Sonderzuschüssen des Bundes an
die Rentenversicherung in Höhe von
110 Millionen DM. Diese Zuschüsse
waren 1957 beschlossen worden, an-
läßlich der Anhebung der Versicher-
ten- und Hinterbliebenenrenten um
21,— bzw. 14,— DM, die auch aus die-

sem Zuschuß nur teilweise gedeckt
wurden. Bis heute sind der Renten-
versicherung aus dem damaligen poli-
tisch begründeten Beschluß 1,5 Mrd.
DM zusätzliche Kosten entstanden,
weil diese Erhöhung durch den Zu-
schuß nicht gedeckt wurde. Wird der
Zuschuß vollends gestrichen, so hät-
ten die Beitragszahler auch diese poli-
tische Leistung zusätzlich zu tragen.

Der DGB erinnert in diesem Zu-
sammenhang an die ebenfalls aus
politischen Erwägungen der Renten-
versicherung aufgebürdete zusätz-
liche Last der Handwerkerversiche-
rung. Sie bringt der Rentenversi-
cherung der Arbeiter ein ständig
wachsendes Defizit. Die Handwer-
kerbeiträge decken längst nicht die
auf Sonderregelungen und Sonder-
vergünstigungen beruhenden Lei-
stungen der Handwerkerversiche-
rung. So ergeben sich schwierige
Finanzierungsprobleme, abgesehen
von der Ungerechtigkeit, daß man
die beitragzahlcnden Arbeiter mit
den Leistungen für die Handwerks-
meister belastet.

Hier fordert der DGB: entweder die
Handwerker wieder aus der Arbeiter-
rentenversicherung auszugliedern —
oder aber die Sonderrechte der versi-
cherten Handwerker zu beseitigen,
d. h. die Leistungen an Handwerker
gemäß den allgemeinen Regeln nach
den Beiträgen zu gewähren. In jedem
Falle aber müsse der Bund das bisher
durch diese Regelung entstandene De-
fizit der Arbeiterrentenversicherung
erstatten.

Und noch einen Wunsch meldet der
DGB an. Er wünscht die Streichung der
Vorschriften über die Beitragserstat-
tung an weibliche Versicherte im Falle
der Heirat. Es hat sich in der Praxis
ergeben, daß die meisten in ihrer
Jugend erwerbstätigen Frauen, auch
nach einer längeren Periode als Ehe-
frau und Mutier, wieder in das Er-
werbsleben zurückkehren. In der dann
noch verbleibenden Zeit der Erwerbs-
tätigkeit können aber häufig die An-
wartschaften nicht mehr erfüllt wer-
den oder mit so geringen Beiträgen, 

daß die daraus zu erwartende Renten-
leistung keine ausreichende Alters-
sicherung gewährt. Daher schlägt der
DGB bei Heirat zinsgünstige Dar-
lehen vor und Ruhen der Versiche-
rungspflicht bis zur späteren Wieder-
aufnahme der Erwerbstätigkeit. Für
die Rentenversicherung wäre eine
solche Regelung ein wirksamerer Bei-
trag zur Förderung der Familie, und
zwar ohne daß dadurch andere Sozial-
zwecke vernachlässigt werden müß-
ten.

Es bleibt zu hoffen, daß die Abgeord-
neten bei der Beratung des Gesetzes
die Wünsche des DGB eingehend prü-
fen, vor allem aber dem Versiche-
rungsprinzip widersprechenden Rege-
lungen und der Denaturierung der So-
zialkassen als Haushaltsreservoir ener-
gisch entgegentreten. R. D.

Krankenkassen finanziell enflasten

Eine große Anzahl von Krankenkas-
sen hat die oberste Grenze des gesetz-
lich zulässigen Beitragssatzes erreicht,
die sie nur unter Aufgabe bzw. Ein-
schränkung der Selbstverwaltung über-
schreiten dürfen. Immer wieder kün-
digen Kassen oder Kassenverbände
eine Erhöhung des Beitragssatzes an.
1950 hat der Krankenversicherungs-
Beitrag im Durchschnitt 5,6 Prozent
des Bruttoverdienstes betragen, 1965
war dieser Durchschnitt auf 9,8 Pro-
zent gestiegen, und zwar von einem
erheblich angewachsenen Bruttover-
dienst

Wenn die Krankenkassen mit den so
beträchtlich gestiegenen Einnahmen
nicht auskommen, so ist das nicht
schlechthin nur auf die erhöhten
Krankheitskosten (höhere Arzthono-
rare und Krankenhauspflegesälze, teu-
rere Medikamente und Hilfsmittel
usw.) zurückzuführen. Die gesetzliche
Krankenversicherung könnte sofort
wesentlich finanziell entlastet werden.

Erstens dadurch, daß der Staat seinen
Verpflichtungen gegenüber der Volks-
gesundheit voll nachkommt. Das be-
trifft vor allem die notwendigen ge-
setzlichen und praktischen Maßnah-
men zur Entwicklung eines umfassen-
den vorbeugenden Gesundheits- und
Unfallschutzes.

Zweitens könnten die Kassen entlastet
werden durch Einbeziehung aller An-
gestellten (ohne Einkommensgrenze)
in die Versicherungspflicht.

Drittens durch Erstattung der vollen
Kosten für alle Fremdaufgaben. Noch
immer müssen die Krankenkassen für
die ersten 18 Tage die Behandlungs-
kosten für Unfallverletzte tragen. Das
ist aber die große Mehrzahl der 2,5
bis 3 Millionen jährlicher Betriebs-
unfälle. Die Krankenversicherung ent-
lastet dadurch in großem Umfang die
Berufsgenossenschaften und die dafür
zahlenden Arbeitgeber. -pp-
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Hohes Vermögen - niedrige Renten

Zum Sozialberichf 1966: Rentenvermögen 27 Mrd. DM

Die öffentliche Hand arbeitet mit den Rucklagen

Die Bundesregierung hat den Sozialbericht 1966 mit dem Gutachten des Sozial-
beirates für die nächstjährige, neunte Rentenanpassung vorgelegt. Nach dem
Bericht wurden im Januar 1966 von der gesetzlichen Rentenversicherung rund
8,8 Millionen Sozialrenten gezahlt. Davon zahlte mit 5,9 Millionen die Renten-
versicherung der Arbeiter mehr als zwei Drittel (67,4 Prozent), die Angestellten-
versicherung mit 2,1 Millionen Renten 24,3 Prozent, den Rest — 8,3 Prozent —
die knappschaftliche Rentenversicherung.

Im Durchschnitt hat im April 1966, also
nach der 8. Rentenanpassung, in der
Rentenversicherung der Arbeiter die
Versichertenrente eine Höhe von
231,30 DM, die Witwenrente eine
Höhe von 180,80 DM erreicht, in der
Angestelltenversicherung 406 DM bzw.
270,60 DM. Geht man von diesen
Durchschnittsrenten aus, dann würde
die mit der neunten Rentenanpassung
zum 1. Januar nächsten Jahres vor-
gesehene Erhöhung um 8 Prozent im
Durchschnitt in der Rentenversicherung
der Arbeiter bei den Versicherten-
renten 18,50 DM, bei den Witwen-
renten 14,50 DM ausmachen, in der

Angestelltenversicherung 32,20 DM
bzw. 20,20 DM. Ein nicht gerade über-
mäßiger Ausgleich für die durch Preis-,
Miet-, Gebühren- und Fahrpreiserhö-
hung angestiegenen Lebenshaltungs-
kosten.

Mit der Anpassung folgen die Sozial-
renten der Lohn- und Gehaltsentwick-
lung mit dreijährigem Abstand und
die Unfallrenten, die zum 1. Januar
1967 um 9 Prozent erhöht werden
sollen, mit zweijährigem Abstand.
Bedeutend stärker hinkt die Anpas-
sung der Renten jedoch der allgemein
wirtschaftlichen Entwicklung, ausge-

drückt durch das Anwachsen des
Bruttosozialproduktes nach. Dieses er-
reichte in der Bundesrepublik 1965 in
Marktpreisen 448,8 Milliarden DM.
Für 1966 wird der Zuwachs auf 7,3
Prozent geschätzt. Selbst wenn für das
Jahr 1967 eine weit geringere Zu-
wachsrate — 5 Prozent — angeselzt
wird, würde im kommenden Jahr das
Bruttosozialprodukt auf 504,2 Milliar-
den DM anwachsen und damit gegen-
über 1957, als es 213,6 Milliarden DM
betragen hat, um gut 136 Prozent an-
gestiegen sein. Mit der 9. Renten-
anpassung aber werden die Sozialren-
ten gegenüber dem Zeitpunkt der
Rentenreform (1957) um insgesamt 85
Prozent und die Unfallrenten um 62
Prozent erhöht worden sein. Der An-
teil der Rentner am Sozialprodukt ist
also beträchtlich zurückgegangen.

Der Sozialbericht weist das Vermögen
der Rentenversicherung per 31.12.1965
mit fast 27 Milliarden DM aus. Da für
das laufende Jahr mit einem Über-
schuß von rund 1,5 Milliarden DM
gerechnet wird, erhöhen sich die Re-
serven bis Ende des Jahres auf mehr
als 28,5 Milliarden. Vor der Renten-
reform waren es kaum zehn Milliar-

Halbheiten für die Kriegsopfer

Noch keine Anpassung an Rentenversicherung

Kriegsopferverbände gegen Regierungsenfwurf

Mit dem Entwurf des 3. Neuordnungsgesetzes zur Kriegsopferversorgung wird
der Eindruck erweckt, als würde für Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene in-
mitten der allgemeinen Reduzierung sozialer Leistungen eine „Extrawurst"
gebraten. Aber die Kriegsopfer bekommen keine Extrawurst:

Seit dem 1. Januar 1964 sind ihre Ren-
ten nicht mehr erhöht worden, weil es
ja für sie eine jährliche Anpassung
— wie bei den Sozial- und Unfall-
renten — nicht gibt. Deshalb drängen
die Kriegsopferverbände, vor allem der
VdK und der Reichsbund, auf ein
3. Neuordnungsgesetz, das auch die
Anpassung der Kriegsopferrenten, wie
im Falle der Sozial- und Unfallrenten,
festlegen soll. Der DGB und die DAG
haben diese Forderung unterstützt.

Unter dem Druck der Kriegsopfer hat
die Regierung nun ihren Entwurf vor-
gelegt. Zweifellos sitzt ihr der Marsch
der 35 000 Kriegsopfer auf Bonn im
Dezember 1963 noch in den Gliedern,
und die Kriegsopferverbände hatten
neue Protestmaßnahmen angekündigt,
wenn nicht endlich etwas zugunsten
der Kriegsopfer getan würde. Sicher
war es auch kein Zufall, daß die Er-
hard-Regierung ausgerechnet ihren
Gesetzentwurf für die 3. Neuordnung
am gleichen Tage verabschiedete, an
dem der Reichsbund in West-Berlin
seinen 6. Bundestag begann.

Die Kriegsopferversorgung, nach der
auch die Wehrpflichtigen oder deren
Hinterbliebene bei einem Unfall ent-
schädigt werden, hält einen Vergleich
mit den in anderen NATO-Ländern in
gleichen Fällen gezahlten Leistungen
nicht aus. Verlieren z. B. bei einem
NATO - Manöver ein westdeutscher
Wehrpflichtiger und ein amerikanischer
Gl ein Bein, so erhält der westdeut-
sche Soldat eine Grundrente von nur
140 DM, während der amerikanische
Soldat Anspruch auf 600 DM hat.

VdK und Reichsbund lehnen den Re-
gierungsentwurf als völlig unzurei-
chend ab. Mit Recht verlangen die
Verbände, daß die volle Grund- und
Ausgleichsrente des 100 Prozent
Schwerkriegsbeschädigten der allge-
meinen Bemessungsgrundlage der
Rentenversicherung angepaßt wird, ein
Grundsatz, der 1959 bei der Konzipie-
rung des 1. Neuordnungsgesetzes all-
gemein anerkannt wurde. Damals
wurde die Vollrente für den lOOpro-
zentig Kriegsbeschädigten auf 400 DM
festgesetzt, während die allgemeine

Bemessungsgrundlage im Monat 401
DM betrug.

Zur Zeit beträgt die Vollrente 480 DM,
und sie soll nach dem Regierungs-
entwurf auf 540 DM im Monat ab Ja-
nuar 1967 erhöht werden. Dagegen be-
trägt die allgemeineBemessungsgrund-
lage in diesem Jahr 654 DM. Die volle
Witwen-Grund- und -Ausgleichsrente
würde nach dem Regierungsentwurf
für Witwen, die keinerlei sonstiges
Einkommen haben, nur um 20 DM auf
300 DM im Monat erhöht werden.

Im Mai 1965 wurde den Kriegs-
opfern von der Regierung das 3.
Neuordnungsgesetz für 1966 und
eine erste Anpassung ihrer Ren-
ten nach dem Gesetz für 1968 ver-
sprochen. Jetzt soll beides um ein
Jahr hinausgeschoben werden, ja
mehr noch, der Regierungsentwurf
enthält überhaupt keine verbind-
liche Anpassungsklausel, sondern
einen Kautschukparagraphen, nach
dem die Regierung lediglich alle
zwei Jahre prüfen und einen Be-
richt vorlegcn soll, um festzustel-
len, ob die KOV-Renten anzupas-
sen sind.

Verständlicherweise sind daher die
Kriegsopfer und ihre Verbände unzu-
frieden mit dem Regierungsentwurf
und erwarten von den Abgeordneten
des Bundestages eine Verbesserung
der Leistungen und Ansprüche der
Kriegsopfer. Doch sollten sich die
Kriegsopfer und ihre Verbände dabei
nicht allein auf den guten Willen der
Abgeordneten, sondern mehr noch auf
ihre eigene Kraft und Initiative ver-
lassen. Bö. 
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Angriff auf die Lohnforfzahlung

Dio soziale Realdion treibt immer neue Blüten

Der Plan Prof. Schreibers genießt Gunst bei der CDU

Auf der Jahreslagung der katholischen Unternehmer hat Prof. Dr. Wilfrid Schrei-
ber, Mitverfasser der Sozialenquete, einen massiven Angriff gegen die Lohn-
und Gehaltsfortzahlung der Arbeitnehmer im Krankheitsfalle gestartet. Er
schlug vor, den Arbeitern und Angestellten während der ersten sechs Wochen
nicht mehr 100, sondern nur noch 80 oder 90 Prozent des Lohnes oder Gehaltes
weiterzuzahlen. Die Mittel hierfür sollten aus einem Ausgleichsfonds gezahlt
werden, der bei den Krankenkassen zu bilden und von den Arbeitgebern zu
finanzieren sei. Der Professor begründete seinen Vorschlag gegen die soziale
Sicherheit der Arbeitnehmer mit dem angeblich „erschreckend hohen Kranken-
stand".

den Trotz jährlicher Rentenanpassung
haben sich also die Reserven in die-
sen zehn Jahren fast verdreifacht!
Dessen ungeachtet sollen nach Vor-
schlag des Sozialbeirales schon im
nächsten, nach dem der Regierung im
übernächsten Jahr die Beiträge zur
Rentenversicherung erhöht werden.

Mit Recht muß die Frage gestellt
werden, ob sich der Staat auf Ko-
sten der Versicherten mit billigem
Geld versorgen will. Denn von den
rund 21,1 Milliarden DM, die allein
bei der Rentenversicherung der Ar-
beiter und Angestellten Ende 1965
zu Buche standen, befanden sich
mehr als 14,5 Milliarden DM, also
67 Prozent, als Schuldbuchforde-
rungen, Anleihen, Schatzanweisun-
gen, Pfandbriefe, Kommunalobliga-
tionen usw. in der Verfügung von
Bund, Ländern und Gemeinden so-
wie Bundesbahn und Post.

Die Bundeszuschüsse zu den Aus-
gaben der Rentenversicherung sind
zwar nominell noch angestiegen. Aber
erstens wurden sie in den letzten
Jahren in steigendem Umfang gar
nicht gezahlt, sondern den Rentenver-
sicherungsträgern mit Schuldbuchfor-
derungen als Zwangsanleihen auf-
erlegt, und zweitens ist ihr Anteil im
Verhältnis zu den viel stärker gestie-
genen Beitragseinnahmen erheblich
zurückgegangen, und zwar in der
Rentenversicherung der Arbeiter und
Angestellten von rund 36 Prozent im
Jahre 1958 auf 26,4 Prozent im lau-
fenden Jahr. Auch die Mehraufwen-
dungen für die 9. Rentenanpassung,
die mit gut 2 Milliarden DM veran-
schlagt sind, sollen, abgesehen von
230 Millionen DM Bundeszuschuß zur
knappschaftlichen Rentenversicherung,
im vollen Umfang aus den Beitrags-
einnahmen gedeckt werden. A. B.

Fiat und Renault erobern Automarkt
in Osteuropa

Die grenzenlose Sturheit, mit der die
Bundesrepublik die Ostpolitik ver-
nachlässigte, gepaart mit einem über-
heblichen Antikommunismus, hat dazu
geführt, daß Westdeutschland immer
mehr aus dem Handel mit Osteuropa
ausgeschaltet worden ist. Ihre letzte
empfindliche Schlappe erhielt die west-
deutsche Wirtschaft in den letzten
Wochen: Die bundesdeutsche Aulo-
mobilindustrie wurde von den Fran-
zosen und Italienern verdrängt. Den
Aufbau einer Automobilindustrie in
der Sowjetunion, Rumänien, Bulga-
rien und Polen teilen die italienische
Automobilfabrik Fiat und die fran-
zösische Renault unter sich auf.

Entsprechend den Vereinbarungen, die
die Sowjetunion mit den italienischen
Fiat-Werken getroffen hat, soll bereits
im Jahre 1969 die Produktion von

Prof. Schreiber will damit Arbeiter
und Angestellte durch einen rücksichts-
losen sozialen Abbau gleichstellen und
hat natürlich dafür den Beifall der
Unternehmer erhalten. Der CDU-Bun-
destagsabgeordnete Prof. Fritz Burg-
bacher, Mitglied des Bundes katho-
lischer Unternehmer, will sich für die
Verwirklichung dieses sozialreaktio-
nären Vorschlages bei seiner Fraktion
einsetzen, und es ist nicht daran zu
zweifeln, daß ihn viele der CDU/CSU-
Abgeordneten unterstützen werden.

DGB und DAG haben diesen Husaren-
ritt Prof. Schreibers gegen den sozia-
len Anspruch der Arbeitnehmer im
Krankheitsfall energisch zurückgewie-
sen. Die DAG hat das gleichzeitig
mit der Forderung nach Ausdehnung
der Gehaltsforlzahlung auf zwölf Wo-
chen verbunden. Der DGB hat ferner
darauf hingewiesen, daß trotz Ein-
führung der Lohnausgleichszahlungen
für Arbeiter der Krankenstand in den
letzten Jahren zurückgegangen ist.

Autos anlaufen. In der Stadt Stawro-
pol, das nach dem verstorbenen ita-
lienischen KP-Führer in Togliatti um-
benannt wurde, werden rund 3500
Werkbänke und 138 automatische
Taktstraßen installiert. In der Stadt
stehen qualifizierte Facharbeiter in
ausreichender Anzahl zur Verfügung,
außerdem sind beträchtliche Energie-
kapazitäten und günstige Transport-
verbindungen vorhanden. 1969 soll
die Produktion bereits 600 000 Wagen
erreidien. Audi die französische Auto-
mobilfirma Renault modernisiert in
der Sowjetunion ein Moskwitsch-
Werk und beteiligt sidi an der sowje-
tisdien Automobilproduktion.

Auch in Rumänien, wo 1969 50 000
„Renault 16" das bis dahin fertig-
gestellte Werk verlassen sollen, und
in Bulgarien werden in Zukunft fran-
zösische Wagen gebaut. In Polen
haben sidi die Wirtsdiaftsfachleute
für Fiat entschieden.

Das westdeutsche „Wirtschafts-
wunder" mit seinen Millionenpro-
fiten für Unternehmer und Groß-
aktionäre ist nicht durch „Krank-
feiern“, sondern durch die fleißige
Arbeit von Millionen Arbeitern
und Angestellten geschaffen wor-
den. Der Krankenstand in der Bun-
desrepublik ist nicht den Arbeitern
und Angestellten anzurechnen;
schuld daran trägt vielmehr die
Politik der Bundesregierung, die
Rüstungs- und Notstandsmaßnah-
men für wichtiger hält als Ge-
sundheits- und Sozialpolitik.

Es ist Bonns Schuld, wenn in der
Bundesrepublik die medizinische For-
schung von Staats wegen völlig unzu-
reichend unterstützt wird und ihre
Erkenntnisse nur mangelhaft in die
Praxis umgesetzt werden können. Der
vorbeugende Gesundheits- und Unfall-
schutz, der angesichts der Rationali-
sierung und Automatisierung der Pro-
duktion, der Motorisierung des Stra-
ßenverkehrs und der Verunreinigung
von Luft und Wasser, besonders durch
die Industrie, erhöhte Bedeutung haben
sollte, ist völlig unterentwickelt. Da-
zu wird der Krankenstand ungünstig
beeinflußt durch das steigende Arbeits-
tempo infolge der Rationalisierung in
den Betrieben.

Sicher gibt es auch unter den Arbei-
tern und Angestellten „eingebildete
Kranke". Doch nicht sie, sondern die
wirklichen Krankheitsfälle, und das
sind mehr als 99 Prozent aller Krank-
meldungen, würden mit einem Abbau
der Lohn- und Gehaltsfortzahlung be-
troffen. Im übrigen kann kein Arbeit-
nehmer sidi selbst arbeitsunfähig
schreiben, das kann nur der Arzt.

Aber eingebildete Kranke gibt es
nidit nur unter den Arbeitern und An-
gestellten. Wenn den Beamten ihr
Gehalt bei arbeitsunfähiger Erkran-
kung über sechs Wochen hinaus wei-
tergezahlt wird, dann ist es nicht ver-
ständlich, warum den Arbeitern und
Angestellten das gleiche soziale Recht
beschnitten werden soll. Nur wer Ar-
beiter und Angestellte bei allem Ge-
rede von der Sozialpartnerschaft als
Mensdien zweiter Klasse betraditet,
kann ihre finanzielle Schlechterstel-
lung im Krankheitsfalle verlangen.

A. B.
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Der Auftrag: Sperrminorität!

Einen „offenen Brief“ haben Mitglieder und Funktionäre des Deutschen Gewerk-
schaitsbundes aus dem Kreis Fürth sowie Mitglieder der DGB-Jugendgruppe
Nürnberg und der Nürnberger Friedensjugend, ferner die Verwaltungsstelle
der IG Metall, Kreis Fürth, sowie der Gesamtbetriebsrat der Firma Dynamit
Nobel A. G. an die gewerkschaftlich organisierten Mitglieder des Deutschen
Bundestages gerichtet. In dem Brief heißt es, daß sich die Unterzeichner in Sorge
um den Bestand der Demokratie und des Friedens an die Abgeordneten als
Mitglieder des über 6,5 Millionen zählenden Deutschen Gewerkschaftsbundes
wenden. Wörtlich heißt es u. a. in dem auch von dem Schriftsteller Max von der
Grün unterzeichneten Schreiben an die Abgeordneten:

„Wenn heute die Gewerkschaften im
Bündnis mit den besten Vertretern
unserer Intelligenz diese Dinge klarer
analysieren als die Parteien, so ist es
dringend, den vom 7. DGB-Bundeskon-
greß bekräftigten Beschluß von Han-
nover aus dem Jahre 1962 gegen Not-

briete ...

stand und Notdienst zu verwirklichen.
Wie jedes einfache Mitglied des DGB,
der Satzung entsprechend, an die Be-
schlüsse unserer Organisation gebun-
den ist, so sind die Mitglieder des
DGB im 5. Deutschen Bundestag in
ganz besonderem Maße verpflichtet,
diesen richtigen Beschluß auch im
Parlament zu vertreten und das Par-
lament zu überzeugen, sich nicht selbst
zu entmachten, damit nicht die Demo-
kratie und schließlich die Demokra-
ten getötet werden. Es kann nicht
länger angehen, daß Mitglieder des
DGB einen Auftrag ihrer großen Or-
ganisation anzunehmen ablehnen. Das
ist mit der Zugehörigkeit zu unserem
demokratischen Bund nicht vereinbar.
Der Beschluß des 7. DGB-Bundeskon-
gresses ist der Auftrag. Er lautet:
,Sperrminorität'! Mit diesem Mittel
haben Sie in Verbindung mit allen
DGB-Mitgliedern, aber darüber hin-
aus auch mit all jenen, welche die
Lehren der Geschichte nicht ignorieren,
im Bundestag die Möglichkeit der Auf-
lehnung.

Täuschen wir uns nicht über die Ge-
fahr! Wer nicht leidenschaftli&i Partei
ergreift und Gesetze für den Krieg
auch Kriegsgesetze nennt, sie brand-
markt und alles zu ihrer Verhinderung
tut, der wäre auch damals unter Hit-
ler nicht Widerstandskämpfer gewor-
den. Niemand kann sich da seiner per-
sönlichen Verantwortung entziehen.

Sorgen Sie dafür, daß den Macht-
besessenen nicht erlaubt wird, mit
Hilfe des Anscheins der Legalität den
schleichenden Staatsstreich und Schlim-
meres wahrzumachen, ja vielleicht so-
gar die Tür zum Weiterleben mit
einem Knall zuzuschlagen, daß dar-
über die Menschheit vergeht.

Verfechten Sie erfolgreich den klaren
Auftrag des 7. DGB-Bundeskongresses,
allen Versuchen entgegenzutreten,

Grundrechte im Wege der Notstands-
und Notdienstgesetzgebung einzu-
schränken“

Die Parlamentarier

proben den Notstand

Zwar bewegten sie sich nach einer
viel praktizierten Bonner Regel „au-
ßerhalb der Legalität“, aber das hat
der guten Stimmung der Volksvertre-
ter in dem sogenannten Notparlament
keinen Abbruch getan. Sie haben die
wichtigsten Schubladengesetze prak-
tiziert und im sicheren Bunker den
eingebildeten Notstand bewältigt.

Auch in dem neuen Verleidigungselat
ist trotz der landauf, landab bekann-
ten Finanzmisere Bonns, das verzwei-
felt nach Mitteln sucht, um ein Defizit
zwischen 8 und 10 Milliarden DM im
Haushaltsentwurf für 1967 auszuglei-
chen, wieder eine Erhöhung von 1,2
Milliarden DM vorgesehen. Wenn
nicht noch mehr Geld in die Rüstung
gestopft werde, so sei die „Sicherheit
der Bundesrepublik" gefährdet, lamen-
tierte der Minister, und er müsse fra-
gen, ob nicht schon die zulässige un-
terste Grenze überschritten sei. Denn
nach Hassel hat die Bedrohung der
Bundesrepublik durch die Sowjetunion
keineswegs nachgelassen, eher sei
diese Aggressionsgefahr noch größer
geworden.

Was würde man im privaten Leben
sagen, wenn ein zweimal wegen
Einbruchdiebslahls Verurteilter,
der als solcher bekannt ist, foit-
geselzt aller Welt verkünden wür-
de, er müsse sich und seine Fa-
milie vor Einbrechern schützen?
Und was würde man erst sagen,
wenn er ausgerechnet jene als pu-

In einer Anwandlung von blutiger
Ironie hat der Landesvorstand der
Deutschen Friedensunion von Nord-
rhein-Westfalen die makabre Spiele-
rei der Bonner Parlamentarier mit
dem Notstand durch die Übersendung
einer Spielzeugkollektion „wirklich-
keitsnäher" gebracht. Das Paket ent-
hielt u. a. zwei Panzer (mit Räum-
schild, um die strategischen Verkehrs-
wege flüchtlingsfrei zu machen), eine
Atomkanone (Sprengkopf unter US-
Verschluß), eine Gruppe „Freiheits-
kämpfer“ in atomstrahlensicherer Rü-
stung und für den Herrn Bundesjustiz-
minister Jaeger einen Beilschwinger
(für die Endlösung des Notstandes).
Napalm, heißt es in dem Begleitschrei-
ben, könne leider nicht beschafft wer-
den, weil der Vorrat in Vietnam zur
„Wiederherstellung der freiheitlich-
demokratischen Ordnung" verwendet
würde.

Natürlich ist für uns die verfassungs-
widrige Notstandsübung beileibe kein
Scherz, aber den „Notstandsparlamen-
tariern" sollte doch klargemacht wer-
den, daß sie sich nicht in einen siche-
ren Bunker verkriechen können, wenn
die Atombomben die Bundesrepublik
in einen Friedhof verwandeln.

Jürgen C., Memmingen

Itentielle Einbrecher bezichtigen
würde, bei denen er in der Ver-
gangenheit selbst „eingestiegen“war? Man würde ihn vermutlich
für irre erklären. Nicht so, scheintes, in der Politik.

Nähere Auslassungen dazu kann ich
mir wohl sparen. Aber einen beschei-
denen Rat möchte ich mir noch erlau-
ben: Möge doch der Herr Minister
Moskau einmal ganz brav bitten, mit
der Aggression noch zu warten, weil
die Bundeswehr noch nicht stark ge-
nug sei, sie abzuwenden, und ja auch
keine Atomwaffen habe. Möglich, daß
man mit dem Kreml darüber reden
kann, denn wer schon 21 Jahre ge-
wartet hat, kann so schlecht gar nicht
sein und wird ja wohl noch weiter
warten können.

Oder vermögen manche unserer Stra-
tegen, wissend, daß sie eine solche
Militärmaschine wie die sowjetische
bestimmt in Gang setzen würden, sich
nicht vorzuslellen, warum andere
nicht so skrupellos sind?!

Conrad P., Salzdetfurth

Hassel und die „russische Gefahr“

Der Herr von Hassel hält sich und sein Ministerium wohl für den Bauchnabel
der Welt, zumindest doch der Bundesrepublik. In den kommenden Jahren
seien noch höhere Verteidigungslasten „unabwendbar", meinte er kürzlich in
einem Interview und er müsse vor jeder weiteren Herabsetzung des Wehr-
etats warnen. Als wenn nicht Jahr für Jahr gerade die Rüstungsausgaben
gestiegen wären!
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Die abgewirtschafteten Minister

Noch vor dom Zerfall der Bonner Koalition
machte die „Gewerkschaftspost" der IG Chcmie-
Papior-Kcramik in der Oktober-Ausgabe eine
Rechnung auf über die abgewirtschafteten Mi-
nister des Kabinetts. Ausgehend von der Star-
fighter-Affäre und der Bundeswehrkrise, schrieb
die Zeitung:

—. „Doch Hassel ist in dieser Re-
al | gierung nicht der einzige Ver-
■ lc> sager. Der Einflüsterer des

Kanzlers, Minister Westrick,
stand selbst auf der Abschuß-
liste. Auch Schatzminister Dol-
linger, der mit seinen Veba-

Aktien den kleinen Sparern auf Nimmerwieder-
sehen das Geld aus der Tasche zog, gilt als ein
Mann ohne Tatkraft und Talent. Postminisfer
Stücklen, der immer nur durch Gebührenerhöhun-
gen von sich reden macht, findet bei seinen Par-
teifreunden von der CSU kaum noch Rückhalt.
Und selbst Bundeskanzler Erhard ist davon
überzeugt, daß die Gesundheitsministerin, Frau
Oberkirchenrätin Schwarzhaupt, von den ihr ge-
stellten Aufgaben kaum eine Ahnung hat. Völlig
unterbeschäftigt ist auch Bundesratsminister Nie-
deralt. Dodi nicht einmal zu diesen Änderungen,
die noch nicht einmal den Kern des Kabinetts
berühren, können sich Erhard und seine Partei
im Augenblick entschließen. Denn jede Regie-
rungsumbildung würde zur Folge haben, daß
unweigerlich auch Franz Josef Strauß einen Mi-
nisterposlen bekommen müßte. Diese Konsequenz
schreckt den Bundeskanzler, wenn ihm auch
viele seiner Parteifreunde dringend zu dieser
Roßkur raten. Mag sich auch Strauß für gewan-
delt und rehabilitiert halten, so kann es keinen
Zweifel geben, daß sich seine Methoden nicht
geändert haben. Zum Glück deuten alle Anzei-
chen darauf hin, daß selbst die Bayern bei den
Landlagswahlen im Herbst den Plan des CSU-
Vorsitzenden durchkreuzen werden, mit starkem
Rückenwind nach Bonn zurückzusegeln.'

Osfpolifisches Konzept ausarbeifen

Im Oktober-Heft der DGB-Funktionärszeitschrift
„Dio Quölle" fordert der verantwortliche Redak-
teur Horst Helbing ein eigenes ostpolitisches
Konzept der Gewerkschaften:

„Gewerkschaftliche Ostpolitik . .
darf nicht ein Zufallsergebnis

1|J aus der Regung einer schönen
|_>/ ||J Seele sein und darf ebensowe-

nig aus der Tiefe des deutschen
Gemüles emporquellen. Die be-
schlossene Reise des DGB-Bun-

desvorstandes in die UdSSR muß genauso in
diesen Zusammenhang gestellt werden wie alle
anderen Aktionen der Gewerkschaflsvorständo
in dieser Frage.

Vor allem aber sollten wir uns möglichst schnell
darüber klar worden, wie sich die Kontakte mit
Ostblockländern auf die Beziehungen zwischen
den Menschen in beiden Teilen Deutschlands
auswirken können. Schon hört man auch von
wohlmeinenden Kollegen die berechtigte Frage:
»Sind deutsche Kommunisten gefährlicher als so-
wjetische oder polnische? Ist eine Reise nach
Leningrad vordringlicher als eine nach Dresden?’
Darauf müssen wir eine Antwort geben, wenn
wir unsere eigenen Bemühungen um die deut-
sche Wiedervereinigung nicht ebenso unglaub-
würdig werden lassen wollen wie es die der
Bundesregierung heute schon sind.

Wir sollten also schnellstens darangchen, ein
durchdachtes Konzept für die Ostpolitik der Ge-
werkschaften auszuarbeiton. Das DGB-Programm
zur Wiedervereinigung Deutschlands aus dem
Jahre 195/ bietet gute Ansatzpunkte. Sie sollten
realistisch weiterentwickelt werden."

„Dem sozialen Abbau

enfgegenfrefen”

hn Leitartikel der Gewerkschaftsleitung „Metall"
m®.”» Oh*°b°r 1966 beschäftigt sich der IG-

Motall-Vorsitzondo Otto Bronnor mit den Stag-
niorungsorschcinungon in dor Industrie und omp-
fionlt konkrete Schritte dor Goworkschaft zur
besseren Interessenvertretung der Arboitnohmor:

_ „In dieser Periode der Konjunk-
/|\ turbremsung und der gestouer-

ton Flaute tritt zwangsläufig die
Schutzfunktion der Gewerkschaf-
ton wieder stärker in den Vor-
dergrund. Denn es ist klor, daß
die Arbeitgeber die Gelegenheit

benutzen könnten, um bestimmte Leistungen ab-
zubauen. Es häufen sich Meldungen über beab-
sichtigte Akkordkürzungen. Hier und dort hört
man von Entlassungen unbequemer Betriebsräte
und Arbeitnehmer. Das alles trägt nicht gerade
zu einem besseren Betriebsklima bei.

In dieser Situation sind wir verpflichtet, alle
Überlegungen, die wir bisher für die Bewälti-
gung des technischen Fortschritts und die be-
triebliche Umstellung theoretisch angestellt ha-
ben, nun auch praktisch durchzuführen. Die
Möglichkeiten der Tarifverträge (z. B. Rationali-
sierungsabkommen) und der gesetzlichen Bestim-
mungen für die Sicherung der Verdienste und
der Arbeitsplätze müssen voll ausgeschöpft wer-
den. Die Organisation muß sich also den ver-
änderten Gegebenheiten anpassen. Die Arbeit-
nehmer erwarten Hilfe und Unterstützung von
uns. Wir dürfen die in uns gesetzten Hoffnun-
gen nicht enttäuschen. Wir haben Aufklärung zu
verschaffen über die sozialen Hilfsmaßnahmen,
die auf Grund der Tarifverträge und der Ge-
setze möglich sind. In diesen Bereich gehört die
Entwicklung von Mustern für betriebliche Sozial-

Cläne. Auch die gesamte Sozialgesetzgebung
edarf einer kritischen Sichtung, um gegebe-

falls Vorschläge für ihre Anpassung an die neuen
Verhältnisse auszuarbeiten.

Für die Bewältigung der neuen Aufgaben gibt
es natürlich kein Patentrezept. Es kommt darauf
an, die Lage, in der wir uns befinden, klar zu
erkennen und gemeinsam nach Auswegen zu
suchen. Hier wird sich zweifellos die oftmals
beschworene Solidarität unserer Gewerkschafts-
bewegung zu bewähren haben. An diesem Wen-
depunkt der deutschen Nachkriegsentwicklung
müssen die Gewerkschaften dem Abbau der so-
zialen Errungenschaften mit oller Entschieden-
heit entgegentreten. Wir werden kämpfen, um
sie zu erhalten, und wir werden erst recht kämp-
fen müssen, wenn wir weitere Fortschritte er-
zielen wollen.“

Stabilisierung
nicht auf Arbeifnehmerkosfen

Die Gewerkschaft Handel, Banken und Versiche-
rungen erwartet vom Bundestag die Überprü-
fung der von der Regierung eingeleitefen und
geplanten Maßnahmen sowie der Auswirkungen
des Stabilisierungsgesetzes und des Bundeshaus-
haltes auf die Lage der Arbeitnehmer. Sie
warnt vor dem Versuch, die Sicherung wirtschaft-
licher Stabilität und den Ausgleich des Bundes-
haushaltes einseitig auf Kosten der Arbeitneh-
mer anzustreben.“

Rechenkünstler am Sozialhaushalf

Die Zeitung der IG Bergbau und Energie, „ein-
heit", weist in Nr. 19 vom Oktober 1966 nach,
wie in der Bonner Propaganda ein „hoher" So-
zialhaushalt zustande kommt: 

„Rechenkünstler sind am Werk.
Sie wollen den Arbeitnehmern
weismachen, daß die Sozialaus-
gaben den größten Batzen in
der Bundeskasse ausmachen.
Nicht selten wird dabei auch
vom „überhöhten“ Sozialhaus-

halt gefaselt. In keinem anderen Land der Welt
sei der Sozialaufwand größer als in der Bun-
desrepublik Deutschland. So wird behauptet. Da-
bei arbeitet man jedoch mit statistischen Tricks.
Im Sozialhaushalt der Bundeskasse sind nämlich
Leistungen enthalten, die in Wirklichkeit in den
Verteidigungshaushalt gehören: und zwar 5,5
Milliarden DM für die Kriegsopferversorgung
sowie 500 Millionen DM für den Lastenaus-
gleich. Diese 5,5 Milliarden DM sind keine So-
zialausgaben im eigentlichen Sinne. Es sind Lei-
stungen an die Opfer eines Krieges, für die der
Staat zu zahlen nat.

Berücksichtigt man die 5,5 Milliarden DM für
Kriegsfolgelasten, die im Sozialhaushalt des
Bundes mifenthalten sind, dann schmelzen die
eigentlichen Sozialausgaben um fast 30 Prozent!
Nämlich von 18,8 auf 13,3 Milliarden DM. Vom
.überhöhten’ Sozialhaushalt in der Bundesrepu-
blik Deutschland zu sprechen, ist also dummes
Gerede. Aus durchsichtigen politischen Gründen
will man damit der Bevölkerung .einimpfen’,
nirgendwo auf der Welt gäbe es eine bessere
Sozialpolitik als bei uns. In Wirklichkeit können
wir uns in Deutschland jedoch an vielen Sozial-
maßnahmen anderer Länder em Beispiel neh-
men. Zum Beispiel an Schweden!“

In dor November-Ausgabe des „ausblick" der
Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherun-
gen ist die Entschließung zur wirtschaftspoliti-
schen Lage, zum Stabilisierungsgesetz und zum
Bundeshaushalt abgedruckt, die der HBV-Haupt-
vorstand Mitte Oktober angenommen hat:

„Der Haupfvorstand der Gewerk-
Fl schäft Handel, Banken und Ver-

© Sicherungen betrachtet mit Sorge
die ständige Verteuerung der
Lebenshaltung für die Arbeit-
nehmer. Mit Nachdruck wird Be-
schwichtigungsversuchen wider-

sprochen, die von einer Stabilisierung des Preis-
niveaus reden, weil der Preisindex für die Le-
benshaltung durch saisonale Einflüsse zur Zeit
weniger stark steigt Im August 1966 stellte das
Statistische Bundesamt eine Erhöhung der Le-
benshaltungskosten unter Ausschluß der saison-
bedingten Einflüsse (Lebensmittel) um rund vier
Prozent gegenüber August 1965 fest. Daher muß
bis Ende 1966 gegenüber dem Jahr 1965 mit einer
durchschnittlichen Verteuerung der Gesamtlebens-
haltung um mindestens 3,5 Prozent gerechnet
werden. Schon jetzt ist sicher, daß auch im Jahre
1967 erhebliche Preissteigerungen erwartet wer-
den müssen Die Gewerkschaft Handel, Banken
und Versicherungen fordert daher die für die
Wirtschaftspolitik Verantwortlichen auf, um-
gehend Maßnahmen einzuleiten, damit zumin-
dest für 1967 das Ziel der Stabilität des Preis-
niveaus erreicht wird.

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur För-
derung der wirtschaftlichen Stabilität und die
Erklärungen der Bundesregierung, den Bundes-
haushalt konjunkturgerecht ouszugleichen, lassen
den Ernst der Lage erkennen. Die jüngsten Vor-
schläge und Entscheidungen der Bundesregierung
beweisen |edoch zweierlei:

die vorgeschlagenen und teilweise bereits ein-
geleiteten Maßnahmen belasten einseitig die
Arbeitnehmer;

die Neutralität des Bundeshaushaltes 1967 im
Hinblick auf die Entwicklung des Preisniveaus ist
nicht sichergestellt.

Mehr Geld — mehr Recht

Unter diesem Titel veröffentlicht die Gewerk-
schaftszeitung „Metall" eine Serie über die Un-
gleichheit der Bürger vor dem Recht. In der
Nr. 20 werden folgende Beispiele geschildert:

„Es ist . . völlig klar, daß die
/|\ Hilfsarbeiterin Marie Ö. bis zur

Haupfverhandlung in ihrer Ge-
fängniszelle bleibt und daß sie

/AA\ mit einer empfindlichen Strafe
*----------- ’ zu rechnen hat. Denn sie hat ja

geklaut! Andererseits aber ist
ebenso klor, daß die Generaldirektorin, die ge-
nau das gleiche getan hat, sollte sie trotz ihrer
sozialen Bindungen jemals in Untersuchungshaft
geraten — nur so lange im Gefängnis bleiben
wird, bis der Richter ihrem Herrn Gemahl mit-
geteilt hat, in welcher Höhe er die Kaution an-
dienen soll.

Selbst aus der Strafanstalt kann man wieder
herauskommen (oder gar nicht erst hineinkom-
men), wenn man über genügend Geld und gute
Beziehungen verfügt. Beträchtliche Empörung rief
kürzlich die Nachricht hervor, daß der im ersten
Auschwifz-Prozeß wegen tausendfacher Mord-
beihilfe zu 14 Jahren Zuchthaus verurteilte hohe
SS-Führer und KZ-Aufseher Robert M u I k a auf
Grund eines medizinischen Sachverständigengut-
achtens aus dem Zuchthaus entlassen wurde. Der
Ärmste war so krank, daß er nicht einmal im
zweiten Auschwitz-Prozeß als Zeuge vor dem
Frankfurter Schwurgericht erscheinen konnte. Ein
Herr Professor Dr. B e r t e I h e i m e r hatte
ihm völlige Reise- und Verhandlungsunföhigkeit
bescheinigt. Dafür konnte man dann den ehe-
maligen Adjutanten des ersten Kommandanten
von Auschwitz im Fernsehen beobachten, wie er
geruhsam seinen Garten bestellte. Was die me-
dizinischen Sachverständigengutachten gekostet
haben, ist nicht bekannt geworden. Sicher nicht
wenig. Doch Mulka besitzt so viel Geld, daß er
- trotz „völliger Reiseunfähigkeit“ - inzwischen
einen Urlaub ausgerechnet in Franco-Spanien
verleben konnte. Auch hier scheint offenbar:
Mehr Geld - mehr Recht.“
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TERMIN

KALENDER

Stetige Aufwärtsentwicklung

DDR unter den ersten zehn Industrieländern

■ 12. November
Außerordentlicher Bezirksparteitag
der SPD Rheinhessen in Mainz

■ 19. November

Landesparteitag der SPD Bremen.
Referent: MdB Helmut Schmidt

■ 27. bis 30. November
Zentrale Arbeitstagung des Bundes-
jugendausschusses des DGB in Ober-
ursel zum Thema „Nationalismus
in Deutschland"

Wirtschaftsausschüsse
ohne Informationen

Während einer Jahrestagung junger
Unternehmer in Travemünde räumten
in einer Arbeitsgruppe von 25 Firmen-
inhabern nur zwei ein, dem nach dem
Betriebsverfassungsgesetz einzurich-
tenden Wirtschaftsausschuß die Grund-
züge ihrer Bilanz mitgeteilt zu haben.
Auf der gleichen Tagung wurde be-
kannt, daß nach einer Umfrage des
Emnid-Instituts nur 20 bis 25 Prozent
der unter das Betriebsverfassungs-
gesetz fallenden Betriebe im Wirt-
schaftsausschuß die Geschäftslage des
Betriebes mit den Vertretern der Ar-
beitnehmer erörtern.

Auch das ist eine Aufgabe, die im
Zuge der Ausweitung der Mitbestim-
mung gelöst werden muß: Die Unter-
nehmer zu zwingen, sich an die Vor-
schriften des Betriebsverfassungsge-
setzes zu halten und den Arbeitneh-
mervertretern in den Wirtschaftsaus-
schüssen zu helfen, daß sie ihr Recht
auf Information voll in Anspruch neh-
men können.

IG Mefall-Mitglieder
erhalten Kredifvergünsfigung

Die Industriegewerkschaft Metall hat
mit der Bank für Gemeinwirtschaft
eine Vereinbarung getroffen, wonach
Gewerkschafter, die länger als fünf
Jahre Mitglied der IG Metall sind und
in einem ungekündigten Arbeitsver-
hältnis stehen, Kleinkredite und An-
schaffungsdarlehen zu günstigen Be-
dingungen erhalten. Die zu gewähren-
den Kleinkredite und Anschaffungs-
darlehen werden zu den jeweils gül-
tigen Bedingungen von der BfG zur
Verfügung gestellt, aber die BfG be-
rechnet nur die Hälfte der sonst üb-
lichen Bearbeitungsgebühr. Sie ver-
zichtet außerdem auf die besondere
Gestellung von Sicherheiten.
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In zunehmendem Maße ist das Interesse der Weltöffentlichkeit auf die poli-
tische Entwicklung in der DDR und die Stabilisierung ihrer Wirtschaft gerichtet.
Allgemein wird festgestellt, daß nach dem Bau der Mauer und der Sicherung
der Grenzen — man mag dazu stehen, wie man will, — eine ökonomische Festi-
gung eingetreten ist und auch im politischen Bereich eine Konsolidierung spür-
bar wird.

Politische Beobachter registrieren bei
Besuchen in der DDR ein sich immer
stärker entwickelndes Staatsbewußt-
sein. Die schwedische konservative
Zeitung „Svenska Dagbladet" schrieb
vor einiger Zeit: „Der Bau der Mauer
am 13. August 1961 war der Auftakt
zu einem unbestreitbaren wirlschaft-
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liehen Aufschwung." Die jetzt zu Ende
gegangene Leipziger Herbstmesse hat
diese Tatsache erneut bestätigt und
ein beachtliches wirtschaftliches Ex-
pansionstempo in der DDR sichtbar
werden lassen.

Lag der jährliche Zuwachs des Natio-
naleinkommens 1960 bis 1963 bei
durchschnittlich 3,2 Prozent, waren es
1964 und 1965 bereits 4,8und im ersten
Halbjahr 1966 sogar 5 Prozent. Schwie-
rigkeiten bei der weiteren Steigerung
der Produktion bestehen aber im be-
sonderen infolge des einheimischen
Rohstoffmangels, der durch hohe Im-
porte ausgeglichen werden muß. Die
Ausgangsposition der DDR war daher
besonders ungünstig, zumal wenn man
berücksichtigt, daß in den entwickelt-
sten Industriegebieten der DDR, in
Sachsen und Thüringen, Klein- und
Mittelbetriebe vorherrschten.

Audi politisdie Manipulationen im
innerdeutschen Handelsverkehr rich-
teten jahrelang erheblichen Sdiaden
für die DDR an.

Industrie und produzierendes Hand-
werk schufen im Jahr 1965 in der DDR
rund 70 Prozent des Sozialproduktes,
9,9 Prozent kamen aus der Landwirt-
schaft. Diese Gegenüberstellung madil
deutlich, daß es sich bei der DDR um
einen ausgesprochenen Industriestaat
handelt. Nach der Zahl der in der In-
dustrie Beschäftigten steht dieser deut-
sdie Teilstaal unter den Ländern der
Welt an 7. Stelle. Wenn auch Ver-
gleiche infolge nicht immer objektiver
Angaben oft sdiwierig sind, läßt sich
doch auf Grund der vorhandenen Un-
terlagen sagen, daß die DDR unter
den zehn ersten Industriestaaten ein-
geordnetwerden muß. Besonders deut-
lich läßt sich das am Anteil metall-
bearbeitender Maschinen an der Welt-
produktion ermessen, der ja einen
wesentlichen Gradmesser für die in-
dustrielle Entwicklung eines Staates
darstellt. he

Zu guter Letzt:

57 Prozent der Bundesbürger möchten
Zeitungen aus der DDR lesen. Das ist
das Ergebnis einer Umfrage der
Wickert - Institute für Meinungsfor-
schung in Tübingen. Bei Männern be-
trug der Prozentsatz 63 und bei den
Frauen 51 Prozent. Besonders groß
war das Interesse bei den 18- bis 29-
jährigen.

Bei einer sachlichen Wertung kann
man aber auch an der Tatsache nicht
vorbeigehen, daß der von der Bundes-
regierung entfachte Wirtschaftskrieg
nach 1945 der DDR schwere finanzielle
Einbußen brachte. Bekanntlich haben
Wirtschaftsfachleute in der Bundes-
republik den finanziellen Verlust der
DDR bis 1961 mit 120 Milliarden DM
angegeben, der sich teils durch Ab-
werbung von auf Staatskosten ausge-
bildeten Fachleuten in die Bundesrepu-
blik, teils durch Praktiken des soge-
nannten grauen Marktes infolge des
irrealen Umrechnungskurses ergaben.
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